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im Blickpunkt 

Ehrhart Neubert, Berlin 

Organisierte Konfessionslosigkeit -
„Humanismus" als Ersatz für Sozialismus 
Der Theologe Ehrhart Neubert hat sich in der Studien- und Begegnungsstätte 
Berlin, einem Institut der Evangelischen Kirche in Deutschland, intensiv mit der 
religiösen Situation und dem Profil der Konfessionslosigkeit in Ostdeutschland 
beschäftigt. Aus seiner Studie „gründlich ausgetrieben" (Begegnungen 13, Stu-
dien- und Begegnungsstätte, Auguststraße 80, 10117 Berlin, 1996, vgl. MD 
5/96, S. 154f) haben wir folgenden Beitrag entnommen, der sich mit der „orga-
nisierten Konfessionslosigkeit" befaßt. 

Mit dem Fall des Sozialismus, der ohne-
hin schon in den letzten Jahren vor der 
Wende in seiner politischen Realität zu-
nehmend ungeliebt und in seiner Sinnge-
bungskraft geschwächt war, verschwand 
nicht das Bedürfnis nach dem „heiligen 
Jenseits" als umfassende Projektionsflä-
che für Hoffnungen und Sinndeutungen. 
Bei vielen Ostdeutschen mag sich für den 
verschlissenen Sozialismusbegriff oder 
die ihm innewohnenden Bedeutungen 
kein neuer semantischer Ersatz gefunden 
haben. Aber schon zu DDR-Zeiten schob 
sich am Sozialismusbegriff vorbei und 
über ihn hinweg ein neuer Wort-
schwamm: Humanismus. Mit der Formel 
Humanismus sollten jene Bereiche abge-
deckt werden, die durch den Sozialismus-
begriff nicht mehr integriert werden konn-
ten. Als humanistisch galten auf der verti-
kalen Ebene all jene historischen Erschei-
nungen, die geeignet waren, der Tradi-
tionslinie des Sozialismus vorausgestellt 
zu werden oder diese umrankten. Beka-
men ursprünglich nur wenige Aufklärer, 
wie Lessing, oder Klassiker, wie Goethe 
und Herder, den humanistischen Ehren-

kranz umgehängt, entdeckten die Ideolo-
gen ab Ende der siebziger Jahre schließ-
lich auch bei Luther, dem einst als Fürsten-
knecht beschimpften, und ab Mitte der 
achtziger Jahre sogar bei den alten Preu-
ßen, den ehemals als die deutschen Speer-
spitzen der Klassenfeinde identifizierten, 
humanistische Gemeinsamkeiten. Eine 
Geschichte des Humanismus wurde er-
funden. Auf der Horizontalen fand man 
bei den „fortschrittlichen" Bewegungen 
des Westens, ursprünglich nichts als La-
kaien des Imperialismus, und sogar in 
den DDR-Kirchen, ebenfalls ursprünglich 
interner Klassenfeind, „gemeinsame hu-
manistische Anliegen". Diffus und un-
klar, war der Begriff geeignet, einen Kon-
sens herbeizudefinieren, wo Unter-
schiede manifest waren. Aber seine ideali-
stische Verschwommenheit war ebenso 
geeignet, das irgendwie Gute in ihn hin-
einzupacken, auch von denen, die mit 
den sozialistischen Konsensformeln nicht 
mehr viel anfangen konnten. Der Begriff 
Humanismus sammelte Amorphes auf: 
die Sehnsucht nach einer wahren Weltan-
schauung, einer guten Wissenschaft, ei-

MATERIALDIENST DER EZW 8/96 225 



ner moralischen Geschichte, zugleich die 
Suche nach einer Gesamtschau auf die 
„Eine Welt" und nach der Harmonie der 
Gegensätze. Als solcher hat er auch die 
Wende überlebt und viele Hypostasen er-
zeugt. So ist der ehrwürdige Begriff Tole-
ranz zu einer vielgebrauchten Formel der 
allumfassenden Einebnung von Unter-
schieden geworden. Toleranz wird auch 
gegenüber denen gefordert, die in der 
DDR für die Repression verantwortlich 
waren. So überwölbt der Humanismusbe-
griff und seine Ableitungen das Ex-DDR-
Kollektiv geistig und schreibt die Ergeb-
nisse der geistigen Gleichschaltung, samt 
der Verdrängung der christlichen Reli-
gion, als Fortschritt fest. 

Konfessionslose Selbstorganisation 

Der Zerfall der Institution der sozialisti-
schen Ersatzreligion, der SED, bedeutete, 
daß nach der Wende - wird von der PDS 
abgesehen - die weltanschaulich durch-
geformte Konfessionslosigkeit keinen in-
stitutionellen Rahmen mehr besaß. Eine 
gewisse Ausnahme stellte der 1988/1989 
mit MfS-Logistik gegründete und in der 
Wende sehr stark geschwächte Freiden-
kerverband der DDR1 dar. Dieser Freiden-
kerverband versuchte, sich in den ersten 
Nachwendemonaten ein demokratisches 
Gewand anzulegen, und es kam zu Kon-
takten mit den westdeutschen bzw. West-
berliner Freidenkerorganisationen, die 
teilweise mit heftigen Auseinandersetzun-
gen um die Belastungen der Ostdeut-
schen einhergingen. Diese Verbände wur-
den alsbald zu Kristallisationskernen kon-
fessionsloser Selbstorganisation in Ost-
deutschland. Der westliche Freidenker-
verband, ursprünglich 1905 gegründet, 
hatte sich nach dem Verbot durch die Na-
tionalsozialisten und dem Krieg wieder 
etablieren können, litt aber bis 1989 un-
ter einem langsamen Bedeutungsverfall. 

Mit der Wende konnte er in Ostdeutsch-
land Fuß fassen und sich rasch aus-
weiten. 
1993 wurde in Berlin der »Humanisti-
sche Verband Deutschlands« gegründet, 
der andere Freidenkerverbände und hu-
manistische Vereine vereinigte. Neben 
ihm haben sich auch andere größere Ver-
eine und kleine Gruppen von Freiden-
kern gehalten, die teilweise betont die 
marxistische Tradition fortsetzen wollen 
und sich auch offen zu ihrer DDR-Ver-
gangenheit bekennen. Insgesamt gibt es 
ein buntes Bild der Freidenkerorganisa-
tionen. 
Hier soll vor allem auf den Humanisti-
schen Verband Bezug genommen wer-
den, da er der wohl erfolgreichste Zusam-
menschluß ist. Schwerpunkt des Verban-
des ist Berlin. Zunächst hatten sich mit 
der Vereinigung die westlichen Konzepte 
durchgesetzt. In der Folgezeit aber stellte 
sich heraus, daß der Verband in Ostberlin 
und Ostdeutschland sein eigentlich wich-
tigstes Hinterland hat. Er hatte nach eige-
nen Angaben in Berlin 2000 und in ganz 
Deutschland 10000 Mitglieder. In einer 
Selbstdarstellung aus dem Jahr 1993 
heißt es: „Da in den östlichen Bezirken 
Berlins über 70 Prozent der Bewohner 
konfessionslos sind (Zahl für Gesamt-Ber-
lin: 46 Prozent), liegt dort inzwischen 
auch der Schwerpunkt der Arbeit. Dem 
entspricht, daß die Zahl der hauptamtli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in-
nerhalb von drei Jahren von einem knap-
pen Dutzend auf 130 angewachsen ist. 
Die Beschäftigten sind zu 70 Prozent im 
Ostteil beheimatet..."2 Obwohl der Ver-
band auf seine Ost-West-Mischung Wert 
legt, überwiegt eindeutig personell der 
Ostanteil, was sich bei den sich weiter 
ausweitenden Aktivitäten in Ostdeutsch-
land noch deutlicher bemerkbar macht. 
Mit den „Jungen Humanistinnen/Huma-
nisten" (JUHUs) unterhält er eine Jugend-
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Organisation, die nach eigenen Angaben 
mit ihrer Arbeit allein in Berlin 10000 Ju-
gendliche erreicht. 
In Berlin und anderen Städten tritt der 
Humanistische Verband als freier Träger 
von Sozialarbeit in Erscheinung. Neben 
zahlreichen Pflegediensten bietet er Bera-
tung und Betreuung von Patienten, Alten, 
Behinderten, Suchtkranken, Partnerbera-
tung, Schwangerenberatung u. a. an. Er 
versucht, Aufklärungsarbeit über Fragen 
des Okkultismus und neuer religiöser Be-
wegungen zu leisten und tritt mit kom-
munikativen und kulturellen Angeboten 
hervor. Darunter befinden sich auch dezi-
diert marxistisch orientierte. Zu den Akti-
vitäten zählt auch, daß er in Berlin das 
freiwillige Fach Lebenskunde trägt, das 
dem Religionsunterricht gleichgestellt ist. 
Das Fach wird überwiegend in Ostberlin 
unterrichtet, und 1994 nahmen ca. 8000 
Schüler daran teil. Der Verband kann 
eine weit größere Anzahl von Anmeldun-
gen aus Kapazitätsgründen nicht berück-
sichtigen. Der Humanistische Verband ist 
einer der größten Anbieter der Jugend-
weihe, die er Jugendfeier nennt (siehe un-
ten). Auch andere Riten, Bestattung und 
Namensgebung, werden angeboten. 
Zu den Veröffentlichungen der Humani-
sten gehört neben umfangreichen Werbe-
materialien und Literatur zum Fach Le-
benskunde die eigene Zeitschrift »Dies-
seits«, die in einer Auflage von 3000 
Stück vierteljährlich erscheint. In der Öf-
fentlichkeitsarbeit des Verbandes wird 
versucht, die Verbandsarbeit mit der 
kirchlichen Arbeit auf eine Stufe zu stel-
len. Man bemüht sich um Unterstützung 
von Politikern, auch wenn der Verband er-
klärtermaßen parteipolitisch unabhängig 
sein wi l l . Der Verband vermittelt nach 
außen ein relativ geschlossenes Bild. An-
fängliche Orientierungskämpfe und auch 
Auseinandersetzungen mit dem alten 
SED-Freidenkerverband scheinen keine 

Rolle mehr zu spielen. Zu öffentlichen 
Konflikten kam es bis 1994 in Berlin mit 
anderen Veranstaltern der Jugendweihe. 
Der Verband der Humanisten ist die kräf-
tigste ostdeutsche Formation konfessions-
loser Selbstorganisation. Nur Anbieter 
und Träger von Jugendweihen, wie der 
»Interessenverband Jugendweihe e.V.«, 
können größere Zahlen von Beteiligten 
aufweisen, sind aber insgesamt in ihrer Ar-
beit nicht so konsistent wie der Verband 
der Humanisten. Die konfessionslose 
Selbstorganisation stößt bei allen Erfol-
gen und noch anhaltendem Wachstum 
an Grenzen, da in den meisten Fällen 
zwar Angebote genutzt werden, aber die 
Mitgliedschaft eher selten bleibt. Die Ver-
bindlichkeit der weltanschaulichen Ge-
meinschaft wird von der entsubjektivier-
ten Masse nicht gesucht. Es gab und gibt 
immer wieder interne Diskussionen über 
die Möglichkeit von humanistischer Ge-
meindebildung. Solche Überlegungen 
sind offensichtlich aber noch nicht umge-
setzt worden. Hierin drückt sich das deut-
liche Bestreben im Verband aus, den Kir-
chen nicht nur rechtlich gleichgestellt zu 
werden, sondern ihnen auch in den inne-
ren Strukturen zu entsprechen. 
Wenn auch die konfessionslose Selbst-
organisation noch längere Zeit die Aus-
nahme sein wird und Massenmitglied-
schaft kaum zu erwarten ist, bleibt sie 
doch von hoher Bedeutung. Humanisti-
sche Angebote können auch ohne Mit-
gliedschaft genutzt werden. Das Bemü-
hen der Organisationen der Konfessions-
losen um Mitglieder und Nutzer bindet 
sie stark an Bedürfnisse. Inhaltlich kommt 
daher die Konsensbildung im Humanisti-
schen Verband einem Grundkosens in 
der konfessionslosen Bevölkerungsmehr-
heit nahe. Die Beobachtung und Inventa-
risierung des Selbstverständnisses des Ver-
bandes ist daher für die Kirchen von Be-
deutung, zumal er als Alternative zu den 
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Kirchen bei weitem die Bedeutung von 
Sekten überflügelt. 
Rechtlich zweifelhaft, aber ebenfalls be-
merkenswert ist der generelle Anspruch 
des Verbandes, als Interessenvertreter 
nicht nur für seine Mitglieder, sondern für 
alle Konfessionslosen in Deutschland zu 
gelten. Das gilt auch für andere Freiden-
kerverbände. Der Status der Konfessions-
losigkeit wird insofern als eine weltan-
schauliche Positionierung gewertet, die 
der des Verbandes entspricht. Von daher 
wenden sich die Humanisten, bei unver-
gleichlich geringeren Mitgliedszahlen, 
immer wieder gegen die rechtliche Be-
vorteilung und Dominanz der Kirchen, 
worin sie den Gleichheitsgrundsatz ver-
letzt sehen. Dies kann für die Kirchen 
schon aus rechtlichen und staatskirchen-
rechtlichen Gründen nicht akzeptabel 
sein. 

Selbstverständnis des 
Humanistischen Verbandes 

Im März 1994 stellte der Humanistische 
Verband bei einer Werbeaktion mit einer 
Broschüre sein Selbstverständnis der 
Öffentlichkeit vor.3 Weitere Aufschlüsse 
über das humanistische Selbstverständnis 
ergeben sich aus dem Rahmenplan für 
den Lebenskundeunterricht4 und ande-
ren Veröffentlichungen. 
Dieses Selbstverständnis beruht auf vier 
wesentlichen Aspekten, der antireligiö-
sen Identität, der humanistischen Tradi-
tion, einem spezifischen Gesellschaftsver-
ständnis und einem Arsenal postmateriali-
stischer Werte. 

Antireligiöse Identität 

Die antiregliöse Identität des Humanisti-
schen Verbandes ist als sein originärstes 
Charakteristikum zu betrachten. Im for-

mulierten Selbstverständnis heißt es: „Im 
Humanistischen Verband Deutschlands 
vertreten Konfessionslose, Atheistinnen 
und Atheisten, Agnostikerinnen und 
Agnostiker, Freidenkerinnen und Freiden-
ker und freigeistige Menschen ihre Interes-
sen."5 In einem 14-Punkte-Katalog wird 
unter 1. erklärt: „Der weltliche Humanis-
mus ist eine demokratische, nichtreli-
giöse, ethisch begründete Lebensauffas-
sung." Unter 3.: „Die Wissenschaften 
sind für den Humanismus ein unverzicht-
bares Hilfsmittel." Unter 4.: Die Humani-
sten „fragen und forschen nach den Ge-
heimnissen der Welt und des Univer-
sums. Sie gehen davon aus, daß weder in 
der Natur, noch in der Ferne des Kosmos 
eine göttliche Kraft das menschliche Sein 
bestimmt." Indirekt wird mehrfach, wie 
unter 11., gegen angenommene christli-
che Positionen polemisiert: „Eine Verklä-
rung von menschlichem Leid als sinnstif-
tend lehnen sie (die Humanisten, E. N.) 
ab."6 Diese und andere Formulierungen 
zeigen, daß die Humanisten populisti-
sche Argumente gegen die Theologie ins 
Feld führen. 
Das neueste Jugendweihebuch von 1994 
des Humanistischen Verbandes »Zwi-
schen nicht mehr und noch nicht« enthält 
neben guten Texten Polemiken, die 
schlichtweg verdünnte marxistische und 
antiklerikale Desinformation sind. Das 
Buch steht unter dem Bekenntnis: „Die 
weltlichen Humanisten glauben an kei-
nen Gott und an keine übernatürlichen 
Wesen."7 Dazu bietet es das Agitprop-Ge-
dicht von Heinz Kahlau „Kein Gott", das 
1981 in der DDR erschien. Abgesehen 
von der fragwürdigen Qualität dieser 
Verse wird die Aussage Kahlaus mit einer 
üblen Karikatur illustriert. Auf ihr ist ein 
Mönch mit den Gesichtszügen des gegen-
wärtigen Papstes zu sehen, über dessen 
Haupt ein Kondom als Heiligenschein 
schwebt. Das ist auch schon die einzige 
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Information über „christliche" Ethik. In ei-
nem Nachwort versucht Werner Schulz, 
eine humanistische Position zu formulie-
ren, die aber zu einem Rundumschlag ge-
gen Stalinismus, Faschismus, Astrologie 
und Okkultismus gerät, denen der Gottes-
glaube und das Christentum gleichgeord-
net werden. U. a. heißt es: „Trotz der Lei-
densgeschichte in unserem Jahrhundert 
hoffen Humanistinnen und Humanisten 
auf das Gute im Menschen. . . . Sie fragen 
nach Beweisen für übersinnliche Behaup-
tungen und überprüfen solche Theorien 
auf ihren Wahrheitsgehalt. . . . Die mo-
derne Wissenschaft hat viele alte Glau-
bensvorstellungen widerlegt: Die Erde ist 
keine Scheibe, der Mensch stammt vom 
Affen ab und nicht von Adam und Eva... 
Während in der Bibel steht, der Mensch 
müsse sich die Erde Untertan machen, 
geht es heute darum, die Natur vor der 
Zerstörung durch Menschen zu schüt-
zen."8 Auf diese Weise wird ein Zerrbild 
von altmodischem Glauben und verstaub-
ter Theologie geliefert, das die weltan-
schauliche Propaganda der SED einfach 
nur verlängert, in der die Verbindung von 
Wissenschaft, Humanismus und Atheis-
mus der Unterpfand für das Gute war. Ge-
rade im Blick auf das letzte Zitat ist eine 
makabre historische Verdrehung am 
Werk. In der DDR waren es ausschließ-
lich die Kirchen und die kirchlichen Op-
positionsgruppen, die eine kritische Um-
weltpolitik vertraten. Die Ostfreidenker 
befanden sich ausnahmslos auf der Ge-
genseite. 
Noch zynischer wird es, wenn die Huma-
nisten einen Religionsbegriff benutzen, 
der die Kirchen mit den totalitären quasi-
religiösen Heilssystemen, den beiden So-
zialismen, in Verbindung bringt. Im Zu-
sammenhang mit der Erörterung der Be-
wältigung von Krisensituationen heißt es 
im Selbstverständnistext: „Alte Erklärungs-
muster und Bindungen an Familie, Na-

tion, politische Heilslehren oder Religion 
sind fragwürdig geworden. Sie haben 
historisch versagt und wurden durch den 
Säkularisierungsprozeß weitgehend auf-
gelöst. Heutiger Dogmatismus, Funda-
mentalismus und religiöser oder nationali-
stischer Wahn sind der verzweifelte Ver-
such, diese Entwicklung rückgängig zu 
machen."9 Ohne Differenzierung wird 
dies auch im Rahmenplan für den Lebens-
kundeunterricht vertreten, wo gegen ei-
nen „resignativen Glauben an ,Heilsbrin-
ger'"10 gewettert wird und es auch heißt: 
„Die sich zum Teil religiös legitimierende 
autoritäre Herrschaft des Faschismus und 
des Stalinismus bis zu den heutigen funda-
mentalistischen Strömungen sind Schrek-
kenserfahrungen unserer Zeit - trotz Auf-
klärung und Wissenschaft." 11 

Als wichtigstes Identitätsmerkmal dient 
den Humanisten das Attribut „weltl ich", 
das dazu dient, generalisierend sich von 
allem „Religiösen", „Christlichen", „Heil i-
gen", „Sakralen" abzusetzen. Hier taucht 
bei dieser gewollt diesseitigen antireli-
giösen Identität das nie ganz zu lösende 
Problem des Atheismus auf, mehr sein zu 
wollen als eine erkenntnistheoretische 
Methode. Es scheint Atheisten nur schwer 
zu gelingen, so etwas wie Lebensauffas-
sung aus Gewißheiten abzuleiten, da sie 
glauben, daß sie ganz sicher wissen, was 
sie nicht glauben. Ein bißchen Ersatz für 
Transzendenz oder auch Innerlichkeit bie-
ten darum auch die Humanisten: „Das Le-
ben kann so schön sein, wenn es gelingt, 
es schön zu machen. Davon träumen wir 
Menschen - aber auch unsere Märchen, 
Religionen und Geschichten der Völker 
handeln davon. Sie berichten uns, wie 
wir den bösen Geistern ein Schnippchen 
schlagen können, wie aus Kindern durch 
viele Abenteuer Erwachsene werden, 
und insbesondere erzählen sie von ,dem 
glücklichen Ende'. Gemeinsam hoffen sie 
auf dieses Erwachen in einer friedlichen 
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Welt, und jeder kleine Traum bemüht 
sich um dieses große Aufatmen." 12 

Plötzlich werden Religion und Märchen 
zur Selbstübertölpelung positiv gewertet. 
Im großen Gemäuer des humanistischen, 
wissenschaftlichen Atheismus ist ein klei-
ner Spalt geöffnet, in den zur Lebensbe-
wältigung durch Märchen, Religion, Ge-
schichten und Traum ein Licht vom 
„glücklichen Ende" hineinscheint. Das 
„Erwachen in einer friedlichen Welt" ist 
entgegen der atheistischen Dogmatik das 
alte und immer neu gefragte religiöse 
„Trotzdem". Aber indem mit solchen 
Tricks, solchen Schnippchen gegen die 
bösen Geister die Negativ-Identität ver-
schleiert wird, kommt die Blockierungs-
kraft gegenüber einer christlichen Religio-
sität, die Rationalität im Gegenüber zu se-
hen vermag, zum Zuge. Indem die Huma-
nisten behaupten, einen nichtreligiösen 
Entwurf anzubieten, bedienen sie nichts 
anderes als die - berechtigten - religiösen 
Bedürfnisse. 

Humanistische Tradition 

Im sicheren Instinkt, daß Weltanschauun-
gen keine kognitiven Konstruktionen sein 
dürfen und einer geschichtlichen Legiti-
mation bedürfen, versuchen die Humani-
sten, eine Geschichte des Humanismus 
zu belegen. Ein Schlüsselbegriff in der Er-
findung einer humanistischen Tradition 
ist „Aufklärung". Im Selbstverständnis 
wird formuliert: „Der Humanistische Ver-
band Deutschlands (HVD) ist eine Welt-
anschauungsgemeinschaft in der Tradi-
tion der europäischen Aufklärung." 13 Auf-
klärung wird generell als Befreiungspro-
zeß von religiöser Unmündigkeit verstan-
den. Das kann einerseits zu fast eupho-
rischen Aussagen über die Möglichkeiten 
der Wissenschaften führen, die den reli-
giösen Glauben überwunden hätten. An-
dererseits enthält dieses Verständnis von 

Aufklärung auch einen ethischen An-
spruch, der zu einer realistischen Refle-
xion des Menschseins führen soll. Als 
Kronzeugen einer solchen Aufklärung gel-
ten: „Köpernikus zeigte, daß wir nicht der 
Mittelpunkt des Universums sind. . . . Dar-
win stellte mit seiner Abstammungslehre 
den Menschen als ,Krone der Schöpfung' 
in Frage. Marx beschrieb den Prozeß der 
möglichen Entfremdung der Menschen 
von ihren eigenen Produkten. Freud 
schließlich war es, der mit der Entdek-
kung des Unbewußten eine neue Dimen-
sion menschlicher Selbsterforschung ein-
leitete Der Mensch ist kein ausschließ-
lich gesundes und glückliches Wesen. 
Neben Erfahrungen von Erfüllung und 
Entwicklung gehören Leiden, Krisen oder 
existentielle Erschütterungen zu seinem 
Leben. . . . Im solidarischen Miteinander 
können für solche Probleme realistische 
Lösungsstrategien entwickelt werden." 14 

Ethische Positionen, die, wie vor allem To-
leranz, benannt werden, sollen mit dem 
aufklärerischen Gedankengut in Verbin-
dung gebracht werden. So werden unter 
den Zielen des Lebenskundeunterrichts 
der Humanisten genannt: „Positionen der 
Aufklärung und des Humanismus kritisch 
überprüfen und auf das eigene Leben an-
wenden. Wissenschaftliche Methoden 
von Glaubensvorstellungen unterschei-
den lernen." 15 

Hier soll keine theologische oder philo-
sophische Auseinandersetzung mit der 
Anschauung der Humanisten über die 
Möglichkeit oder Unmöglichkeit geführt 
werden, ethische Grundnormen ohne 
transzendente Verankerung abzuleiten. 
Nur muß zur Kenntnis genommen wer-
den, daß die Humanisten offenbar „Auf-
klärung" selbst schon als eine absolute 
Wahrheit betrachten im Sinne einer inne-
ren Logik aufklärerischer Entfaltung, ge-
gen die sie sonst immer Stellung bezie-
hen. Das Wissen, daß in der Religion, be-
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sonders in der christlichen Tradition, auf-
klärerische Aspekte enthalten sind, die 
Aufklärung selbst aus dieser Tradition er-
wachsen ist und der transzendente Bezug 
der christlichen Ethik sowohl bindende 
wie befreiende Aspekte enthält, wird im 
humanistischen Aufklärungsverständnis 
weggedrückt, als sei mit Kopernikus, Dar-
win, Marx, Freud u. a. plötzlich die Wahr-
heit offenbart worden. Gerechterweise 
muß hinzugefügt werden, daß einige Vor-
denker der Humanisten sich dieser 
Schwierigkeiten bewußt sind und sich 
um eine differenzierte Anwendung des 
Humanismusbegriffes bemühen. Sie ha-
ben die Formel von der „offenen Weltan-
schauung", die mit einer ethisch begrün-
deten „Lebensauffassung" im Zusammen-
hang steht, geprägt und versuchen, von 
der Negativ-Identität humanistischen 
Selbstverständnisses wegzukommen.16 

Das humanistische Aufklärungsverständ-
nis ist höchst plausibel, weil es den kom-
plexen Tatbestand Weltanschauung, wie 
schon zu DDR-Zeiten, auf reduzierte 
geschichtliche Wahrheiten trimmt und 
darum die Verfügbarkeit geistiger Pro-
zesse organisiert. Hier kann an die im 
DDR-Marxismus gepflegte Tradition ange-
knüpft werden, durch Interpretation von 
Texten Wirklichkeit zu definieren, die, 
wie immer betont wird, einen Beleg für 
die Unausweichlichkeit des Säkularisie-
rungsprozesses darstellt. 

Freiheit und Individuum 

Zu den immer wieder geäußerten Positio-
nen der Humanisten gehört die Orien-
tierung an der Menschenrechtserklärung 
der Vereinten Nationen. „Danach ist die 
Würde jedes einzelnen Menschen unan-
tastbar und das Selbstbestimmungsrecht 
die Grundlage für ein solidarisches Leben 
auf dieser Erde."17 Ebenso gehört das Be-
kenntnis zur Demokratie zum Standard-

repertoire. Der einzelne Mensch wird in 
seiner Freiheit ernstgenommen und 
durch Verantwortung auf andere bezo-
gen. Dies wird als Gegenposition zu reli-
giösen Entwürfen verstanden: „Humanis-
mus ist eine Befreiung von religiöser 
Schicksalsergebenheit, eine Chance zur 
Freiheit der eigenen Entscheidung. Er ist 
Ausdruck menschlicher Erfahrung und be-
ruft sich nicht auf absolute Normen und 
Verbote, sondern kritisiert diese, wenn 
sie sich nicht vernünftig und gerecht be-
gründen lassen. Humanistinnen und Hu-
manisten akzeptieren den anderen Men-
schen in seiner Eigenständigkeit und An-
dersartigkeit. Erst von diesem Selbstver-
ständnis aus kann ein solidarisches Zu-
sammenleben entwickelt werden."18 Ab-
gesehen von der künstlichen Kontrastie-
rung gegenüber einem angenommenen, 
religiösen Freiheitsverständnis zielen sol-
che Aussagen offenbar auf die Negation 
„absoluter Normen", wenn sie sich nicht 
„vernünftig" oder „gerecht" begründen 
lassen. Im Grunde handeln sich die Hu-
manisten ein Problem ein, das so alt wie 
die theologische Diskussion um die Auto-
nomie und die Freiheit des Individuums 
ist. Das Problem ist in der westlichen Zivi-
lisation nicht allein der hohe Stellenwert 
des Individuums und nicht der Wert Frei-
heit, sondern die Ableitung und Begrün-
dung dieser Freiheit. Es führt eben kein 
Weg bei der Verinnerlichung des Wertes 
Freiheit an seiner Herleitung aus seinen 
christlichen Wurzeln vorbei. Insofern ist 
die fast plakativ verwendete Formel Frei-
heit auch nicht besonders aussagekräftig, 
da die Kriterien für deren Begrenzung ver-
schwommen bleiben. Es muß die Frage 
gestellt werden, ob im Blick auf die ost-
deutsche Situation hier tatsächlich mehr 
als nur eine formale Akzeptanz des Frei-
heitsbegriffes signalisiert wird. Die Ge-
fahr ist nicht gebannt, da Freiheit im 
Osten von vielen als Schicksal erlebt 
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wird, das keineswegs Sicherheitsbedürf-
nisse abdeckt. 
Es soll und kann den modernen Humani-
sten nicht in Abrede gestellt werden, daß 
sie den Wert Freiheit im Bewußtsein und 
im Handeln verankern möchten. Eine for-
malisierte und oberflächliche Akzeptanz 
von Freiheit, auch wenn sie ethisch ge-
stützt wird, leistet noch keinen wirkl i-
chen Beitrag zur Beheimatung in der De-
mokratie. Gleich nach der Wende beeil-
ten sich etwa Jugendweiheveranstalter zu 
betonen, daß sie auf dem Boden der frei-
heitlichen und rechtsstaatlichen Demo-
kratie stehen würden. Diese Wendung 
muß als zweifelhaft in ihrer geistigen Ver-
ankerung betrachtet werden. 
Das eigentliche Problem für die Kirchen 
ist jedoch, daß die Humanisten meinen, 
ein Freiheitsverständnis kreieren zu kön-
nen, das aus sich heraus, ohne seine 
christlichen Wurzeln tragfähig wäre. Kon-
fessionslose werden dadurch auf eine 
Fährte geschickt, die um die Kirchen 
herum führt, weil diese als eine Gefahr 
für die Freiheit denunziert werden. Im-
merhin aber muß den Humanisten zuge-
billigt werden, daß sie dieses für die ost-
deutsche Gesellschaft dringliche Pro-
blem aufgreifen und damit trotz aller Ver-
kürzung einen wichtigen Beitrag zur Be-
heimatung der Menschen in der Demo-
kratie leisten wollen. Das ist um so be-
achtlicher, weil in weiten Teilen der ost-
deutschen Kirchen dieses Problem kaum 
zur Kenntnis genommen wird und demo-
kratiefremde Einstellungen - etwa in der 
Gleichsetzung von DDR-Staat und demo-
kratischem Staat oder der Gleichsetzung 
von politischer Unfreiheit zu DDR-Zeiten 
mit den heutigen ökonomischen Zwän-
gen - virulent sind. Die kirchlichen 
Kräfte, die solche Einstellungen reprodu-
zieren, die Chancen einer christlichen 
Ableitung von Freiheit vergeben, können 
tatsächlich nicht ernsthaft mit den Huma-

nisten konkurrieren. Es scheint, daß sie 
die Säkularisierungsideologien der Huma-
nisten selbst verinnerlicht haben. 

Postmaterialistische Werte 

Der moderne Humanistische Verband un-
terscheidet sich von der ehemaligen Welt-
anschauung der DDR-Staatssozialisten in 
einem erheblich: Die materialistischen 
Werte des Sozialismus sind vielfach 
durch postmaterialistische ergänzt und er-
setzt. Die Texte der Humanisten strotzen 
geradezu von Begriffen wie Frieden, Be-
wahrung der Natur oder Gerechtigkeit. 
Gegen Konsumismus, sogar gegen Fort-
schrittsoptimismus, gegen die Ungleich-
behandlung von Frauen oder die unge-
rechte Weltwirtschaftsordnung u. a. wird 
polemisiert. Sie erreichen damit im Osten 
jene Menschen, die nach neuen ideologi-
schen Konzepten suchen. Es ist ja ohne-
hin erstaunlich, wie sich die PDS und ihre 
altgedienten SED-Kader und andere Post-
kommunisten sehr schnell nach der 
Wende auf pazifistische oder ökologi-
sche Themen festgelegt haben. Der reale 
Sozialismus konnte sich in der harten 
Systemauseinandersetzung keine sol-
chen postmaterialistischen Extravagan-
zen leisten und verfolgte seine sozialisti-
schen Ziele mit militärischer und wirt-
schaftlicher Stringenz. Nun, nach Verlust 
eines Zieles, das mit materieller Gewalt 
erreicht werden sollte, wird das Ziel wei-
ter ausgelegt. Wenn schon keinen realen 
Sozialismus, dann aber ein fernes, fried-
liches, ökologisches Ziel, die Vision der 
einen heilen Welt. Die Humanisten re-
kurrieren auf die Verflüchtigung der Nah-
erwartung zugunsten der fernen Möglich-
keiten. Sie können an alten ideologischen 
Positionen dabei zugleich anknüpfen. 
Die sozialistische Kapitalismuskritik, ver-
bunden mit der Religionskritik, wird auf-
genommen und verwandelt in der Zusam-
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menschau von religions- und zivilisations-
kritischen Elementen. Die gute alte Auf-
klärung ist danach leider nicht zum Zuge 
gekommen: „Die Geschichte von Aufklä-
rung und Religionskritik veränderte das 
menschliche Denken. Es war historisch 
geprägt von der Hoffnung, Schritt für 
Schritt die neue, bessere Gesellschaft zu 
schaffen, die von Vernunft und Mensch-
lichkeit geleitet sein sollte. Statt - wie er-
hofft - einem menschlichen Fortschritts-
konzept zu dienen, entwickelte sich eine 
Wissenschafts- und Technikgläubigkeit, 
die zum Teil die vorherigen transzenden-
talen Glaubensangebote ablöste und die 
zu einem Machtinstrument für Politik und 
Wirtschaft funktionalisiert werden konn-
t e / Jetzt schiene es, „als arbeite die 
Menschheit an ihrer Selbstzerstörung."19 

Doch die Humanisten wissen Rat. Sie 
warnen vor Religion und Heilsbringern 
und appellieren an eine liberale - biswei-
len auch libertinistisch-hedonistische -
Ethik aus dem Geist der Aufklärung. Die 
fast liebenswürdigen, abgetretenen links-
reaktionären Weisheiten, gemischt mit 
marxistischen und Weberschen Versimpli-
fizierungen, zeigen die religiöse Dimen-
sion der Weltanschauung der Humani-
sten. Christentum ist dabei explizit und 
implizit eines der Risikofaktoren für das 
Überleben der Menschheit - wie schon 
immer in Ostdeutschland. 

Alltagshumanismus 

Die intensiven Versuche der Humanisten, 
eine nichtreligiöse bzw. nichtchristliche 
Identität zu formulieren und dafür eine 
Weltanschauung und Lebensauffassung 
auszuformulieren, fordern immerhin 
noch zum Diskurs heraus, da, gewiß un-
gewollt, aber unausweichlich, religiöse 
Funktionen konkurrierend besetzt wer-
den. Schwieriger gestaltet sich die Ausein-
andersetzung oder gar der Dialog mit 

einem Alltagshumanismus, der kaum re-
flektiert auf einigen wenigen als huma-
nistisch deklarierten Weisheiten beruht. 
Es handelt sich um die Banalität von All-
gemeinplätzen, die auch in Redensarten 
und Sprüchen tradiert werden. Von „Edel 
sei der Mensch, hilfreich und gut!" bis zu 
„Hilf Dir selbst, dann hilft Dir Gott!" gibt 
es einen festgefügten unreflektierten Ka-
non von Sinn- und Unsinnsprüchen. Sie 
haben im eigentlichen nicht viel mit der 
ostdeutschen Entkirchlichung zu tun und 
entstammen älteren Volkstraditionen, die 
die Differenz zwischen kirchlicher Hoch-
religion und privater Lebensauffassung 
ausdrücken. Diese selbstverständliche, 
oft auch gutmütige Christentumsferne 
wurde im Zuge der Enttraditionalisierung 
und Entkirchlichung in der DDR noch ver-
stärkt, da er in der christlichen Sozialisa-
tion kein Gegengewicht mehr fand. Es er-
scheint an sich lohnend, solche Haltun-
gen insgesamt zu inventarisieren. Aber 
eine Arbeit, die die Sinnsprüche von den 
Poesiealben bis zu den Grabsteinen in 
Ostdeutschland erfaßt und ausgewertet 
hätte, gibt es noch nicht. Diese alltägliche 
Christentumsferne ist zu beachten, weil 
sie sich in der konfessionslosen Gesell-
schaft weiter reproduziert und in den an-
spruchsvolleren humanistischen Konzep-
ten eine Bestätigung zu finden glaubt. 
Die kirchliche Kommunikation mit Kon-
fessionslosen wird durch derartige Einstel-
lungen behindert. 

Anmerkungen 
1 Vgl. Stichwort Freidenker, Theologische Studienab-

teilung 1989, Information und Texte. Damals blie-
ben entschiedene offizielle kirchliche Proteste ge-
gen die Gründung des Freidenkerverbandes aus, 
obwohl offensichtlich war, daß die Freidenker als 
neues Kampfinstrument gegen die Kirchen eta-
bliert worden waren. Auch sickerten damals schon 
interne Rapiere, die als Anweisungen an politische 
Organisationen gedacht waren und die Zielrich-
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tung des Verbandes offenlegten, in die Öffentlich-
keit. Aus der Theologischen Studienabteilung 
beim BEK heraus wurden von mir und Joachim 
Garstecki aber kritische Anfragen gestellt. Olof 
Klohr, einer der wissenschaftlichen Förderer der 
Freidenker, versicherte in einem Brief an uns, daß 
die Freidenker nicht als „Gegner" auftreten woll-
ten und „Christen und Freidenker zusammenarbei-
ten zum Wohle der Menschen unseres Landes" 
möchten. In meinen personenbezogenen MfS-Un-
terlagen finden sich Papiere, die belegen, wie das 
MfS bis Mitte November 1989 kirchlichen Aktivitä-
ten in der Angelegenheit der Freidenker zu kontrol-
lieren versuchte. So berichtete ein IM über die Vor-
bereitungen zu einer Tagung der Evangelischen 
Akademie, an der ich beteiligt war. Nach weiteren 
Aktenfunden stellte sich heraus, welche strategi-
schen Ziele die Freidenker verfolgten. Material 
beim Verfasser. 
Eine Auflistung der gegenwärtigen Freidenkerver-
bände ost- und westdeutscher Herkunft bei: Tho-
mas Gandow, Jugendweihe, Humanistische Ju-
gendfeier, Münchner Reihe im evangelischen Pres-
severband, München 1994, S. 67ff. 
Um die Jahreswende 1995/96 machte der mit dem 
Humanistischen Verband konkurrierende Freiden-
kerverband von sich reden, weil das Oberverwal-
tungsgericht Berlin entschied, daß auch dieser Ver-
band Lebenskundeunterricht erteilen dürfe. Das 
Gericht erkannte an, daß er eine Weltanschau-
ungsgemeinschaft im Sinne des Berliner Schul-
gesetzes sei. Seine Entstehung als Instrument der 
SED-Politik gegenüber den Kirchen sei zwar ein-
deutig, dies hätte sich aber mit der politischen 
Wende erübrigt. Urteil und weiteres Material beim 
Verfasser. 

Berichte 

Der Ostberliner Freidenkerverband ist personell 
wie politisch-ideologisch als eine der Umfeldorga-
nisationen der PDS einzustufen. Besonders maka-
ber ist, daß ihm diese rechtliche Gleichstellung 
mit den Kirchen eingeräumt wird, obwohl er nur 
wenig mehr als fünfzig Mitglieder in Berlin hat. 
Humanistischer Verband, Landesverband Berlin 
e.V. (Hrsg.), Informationsmaterial, vervielfältigtes 
Typoskript, Berlin 1993, S. 1 
Humanistischer Verband Deutschlands (Hrsg.), 
Humanistisches Selbstverständnis, Berlin, März 
1994. 
Vgl. Humanistischer Verband Deutschlands 
(Hrsg.), Rahmenplan für den Lebenskundeunter-
richt, Berlin Juli 1993, 3. überarbeitete Auflage. 
Humanistischer Verband Deutschlands (Hrsg.), 
wie Anm. 3, S. 5. 
Wie Anm. 3, S. 6, 7 
Humanistischer Verband Deutschlands (Hrsg.), 
„Zwischen nicht mehr und noch nicht", Berlin 
1994, S. 10. 
Wie Anm. 7, S. 209. 
Wie Anm. 3, S. 9. 
Wie Anm. 4, S. 19. 
Wie Anm. 4, S. 18. 
Wie Anm. 7, S.211 
Wie Anm. 3, S. 5. 
Wie Anm. 4, S. 18, 19. 
Wie Anm. 4, S. 31 
Vgl. Peter Schulz-Hageleit, Bausteine einer Didak-
tik des Lebenskunde-Unterrichts, in: Humanisti-
scher Unterricht Lebenskunde 2, Humanistischer 
Verband (Hrsg.), Berlin 1994. 
Wie Anm. 3, S. 5. 
Wie Anm. 3, S. 12. 
Wie Anm. 3, S. 18. 

Heinz-Jürgen Loth, Neuss 

Kabbalah und Politik in Israel: 
Über den Wahlerfolg der Shas-Partei 
Wer in Israel sich einmal abseits der aus-
getretenen Routen des Heilig-Land-Tou-
rismus bewegt und die großen Zentren 
jüdischer Heiligenverehrung aufgesucht 
hat, kennt sie: die kleinen und größeren 
Bildchen mit den Konterfeis der Heiligen 
in Mehrfarbendruck. Bedruckt sind sie zu-

dem mit Gebeten und Segenssprüchen in 
hebräischer Sprache. Wer sie und biswei-
len auch die feilgebotenen Glücksbänder 
für das Handgelenk für ein paar Münzen 
erwirbt, darf darauf hoffen, daß der Hei-
lige Schutz und Hilfe gewähren wird. Die 
aus Nordafrika, vor allem aus Marokko 
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nach Israel eingewanderten Juden haben 
das verschüttete Wissen von den „lieben 
Heiligen", die stark und mächtig sind, 
wieder aufleben lassen. Wer einmal gese-
hen hat, mit welcher Inbrunst jüdische 
Frauen Kerzen anzünden für Heilige und 
Ahnen - wie z. B. für Rachel oder Elia —, 
der begreift, daß es neben der „veröffent-
lichten" jüdischen Religion längst eine 
jüdische Volksreligion gibt. Dieser begeg-
net man vorerst jedoch nur in anthropo-
logischen Untersuchungen, welche noch 
nicht ins allgemeine Bewußtsein gedrun-
gen sind.1 

Unerwarteter Wahltag von »Shas« 

Nach den Wahlen vom 29. Mai mußte je-
doch ganz Israel zur Kenntnis nehmen, 
daß Shimon Peres nicht nur die Wahlen 
verloren und die Ultra-Orthodoxen zu-
sammen mit den nationalreligiösen Or-
thodoxen die Anzahl ihrer Sitze von 16 
auf 23 (von insgesamt 120 in der Knesset) 
steigern konnten, schockartig registrierte 
man den Erfolg von »Shas« (vgl. MD 
1993, S. 146ff), die massiv auf magische 
Anschauungen ihrer orientalischen Wäh-
lerschaft gesetzt hatte. Mit 10 Sitzen 
rückte »Shas« zur drittgrößten Partei des 
Landes vor! Auch wenn die »Arbeitspar-
tei« mit 34 (Verlust: 10 Sitze) und der Bür-
gerblock »Likud« mit 32 Sitzen (Verlust: 
8 Sitze) noch um ein Vielfaches größer 
sind als »Shas«, so verfügt diese Partei je-
doch jetzt über einen Sitz mehr als die 
progressive Listenverbindung »Meretz« 
(vgl. MD 1993, S. 150) und die aschkena-
sische »Nationalreligiöse Partei«. 
Alle hatten »Shas« eine Niederlage vor-
ausgesagt, sei es wegen des zeitweiligen 
Paktierens mit der »Arbeitspartei« oder 
wegen der zahlreichen Korruptionsfälle, 
in welche die Partei verwickelt war. Ge-
gen den Fraktionsvorsitzenden Aryeh 
Den läuft deshalb seit Jahren ein Verfah-

ren, vor dem Rabin ihn nicht auf Dauer 
hatte schützen können; »Shas« verließ 
deshalb die Koalition. Auch andere nam-
hafte Personen dieser Partei finden häufig 
Erwähnung in der Presse, jedoch „mehr 
von seiten der Polizei- und Gerichtsrepor-
ter als von Beobachtern politischer oder 
religiöser Angelegenheiten". So schreibt 
Herb Keinon in der »Jerusalem Post« vom 
15.6. 1996, S. 9 in einer ganzseitigen 
Untersuchung über den Wahlerfolg von 
»Shas« unter der Überschrift „Die Hausie-
rer in Sachen Glauben". 

Hintergründe des Wahlerfolgs 

Wie war es möglich, daß »Shas« so viele 
Stimmen der orthodoxen und ultraortho-
doxen Sefarden auf sich vereinigen 
konnte? Eine Schlüssel rolle kommt in die-
sem Zusammenhang dem 106 Jahre alten 
Jerusalemer Kabbai isten Rabbi Yitzhak 
Kaduri aus Marokko zu, den Deri und an-
dere Mitglieder schon seit langem aufge-
sucht hatten. Während des Wahlkampfes 
wurden Kaduri und der spirituelle Mentor 
der Partei, Rabbi Ovadia Vosef (vgl. MD 
1993, S. 149f), der ehemalige Oberrab-
binner Israels, zu den Wählern gebracht: 
„Sie traten vor begeisterte Scharen von 
Menschen .. . für die ihre Worte von Be-
deutung waren. Auf den Versammlungen 
sprachen sie über Judentum und Werte 
und den Verlust der Jugend an Materialis-
mus und Goa (gemeint ist das gewach-
sene Interesse der israelischen Jugend an 
Asien und asiatischer Philosophie [H.-
J. L.]). Sie sprachen ein bißchen über 
»Shas«, überließen aber die Politik . . . 
einem der Knesset-Mitglieder der Partei" 
(»Jerusalem Post«, ebd.). 
Wichtig war aber auch die Verteilung von 
Amuletten in Gestalt von Medaillons, wel-
che das Konterfei des Kaduri, des „Älte-
sten der Kabbai isten", trugen - zusam-
men mit den heiligen Namen von Engeln. 
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Daß solche Amulette2 „mächtig" sind, 
steht für Anhänger der volksreligiösen Tra-
dition außer Zweifel! Und wenn ein Ver-
treter der „Kabbalah" - die „Überliefe-
rung" der esoterischen und mystischen 
Traditionen im Judentum seit dem Mittel-
alter-, der um das Fließen der im Univer-
sum wirkenden göttlichen „Lebenskraft" 
(chijjut), weiß, solche Glücksbringer mit 
magischen Kräften auflädt, kann der Er-
werber sich auf den Schutz der Engel ver-
lassen. Denn noch heute lebt in chassidi-
schen und orientalischen Gemeinden der 
Glaube weiter, daß die Engel zwischen 
den Menschen und Gott vermitteln. Der 
wahltaktische Kniff von »Shas« bestand 
zudem darin, daß jene, welche ein Amu-
lett erwerben wollten, ein Antragsformu-
lar mit Anschrift und Telefonnummer ab-
geben mußten. Das Amulett wurde per 
Post versandt, die Partei verfügte dann so 
über eine Liste von potentiellen Wählern, 
welche man über Telefon direkt anspre-
chen und gewinnen konnte. 
Einen Tag vor der Wahl besuchte Binya-
min Netanyahu den Jerusalemer Kabbaii-
sten, der ihm prophezeite, daß er am 
nächsten Tag, dem 29. Mai, Ministerpräsi-
dent sein werde - was sich erfüllen sollte. 
»Shas« ließ zudem durchblicken, daß 
Peres mehrfach vergeblich um ein Treffen 
mit Kaduri nachgesucht habe. Peres 
konnte dann aber immerhin noch mit ei-
nem Foto aufwarten, das ihn zusammen 
mit Baba Barukh, dem marokkanischen 
Glaubensheiler aus Beer Sheva zeigte. 
Dieser ist der Sohn des großen Gelehrten 
und Wundertäters Baba („Vater") Sali, der 
als Rabbi Yisrael Abuhatseira in den 60er 
Jahren in den Negev kam. Nach seinem 
Tode entwickelte sein Sohn Baba Barukh 
den Schrein seines Vaters in Netivot (nord-
westlich von Beer Sheva) zu einem be-
kannten Wallfahrtszentrum für marokka-
nische Juden. 
Es versteht sich von selbst, daß die An-

nahme eines Amulettes von dem Kabba-
listen Kaduri zur Stimmabgabe für die 
»Shas«-Partei verpflichtete, sofern man 
nicht den „bösen Blick" auf sich lenken 
wollte. Es dauerte eine gewisse Zeit, bis 
die „Zentrale Wahlkommission" diesen 
Zusammenhang begriff und die Vergabe 
von weiteren Glücksbringern untersagte. 
Inzwischen hatte »Shas« jedoch schon 
mehrere zehntausend davon unters Volk 
gebracht. 
Wie hat man diesen ganzen Vorgang zu 
bewerten? Kabbalistische Strömungen ha-
ben in Israel in einigen Kreisen Konjunk-
tur. Ein Kabbaiist von Format war bereits 
der berühmte Rav Kook (vgl. MD 1990, 
S. 79f), Israels aschkenasischer Oberrab-
biner, als dessen Erben die nationalisti-
schen Siedler in der Westbank anzusehen 
sind. Das Ideal des Staates Israel bestand 
für ihn darin, in aktiver Partnerschaft den 
„Göttlichen Plan" zu verwirklichen, da-
mit die persönliche Lebensführung von 
diesem „ethisch-politischen Ideal", d. h. 
von der Torah durchdrungen werde.3 

Heute gilt Safed in Galiläa wieder als 
eine Hochburg der Kabbalah im Lande. 
Daselbst befindet sich das »Ascent Insti-
tute«, welches sich den „inneren Dimen-
sionen des jüdischen Lebens" widmet. 
Von dieser Einrichtung, die eine kleine 
Vierteljahresschrift in englischer Sprache 
herausgibt, ist nichts Negatives zu vermel-
den. Das Institut steht den Lubawitschern 
nahe, deren bekanntester Kabbai ist Rabbi 
Yitzhak Ginsburgh (vgl. MD 1994, 
S. 265) ist. Dieser ist Leiter einer Jeschi-
vah (Talmudhochschule) nahe dem arabi-
schen Nablus, welche in Erinnerung an 
den Rachelsohn Joseph (vgl. Gen 30,24) 
den Namen „Joseph lebt immer noch" 
trägt. Ginsburgh ist hinlänglich bekannt 
als entschiedener Gegner der Palästinen-
ser, weshalb er im März wegen araber-
feindlicher Äußerungen vorübergehend 
in Polizeigewahrsam gesteckt wurde. Für 
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die Lubawitscher mit ihrem apokalypti-
schen Messianismus versteht es sich von 
selbst, daß das Land Israel in seiner jetzi-
gen Größe bewahrt werden müsse. Ihr 
rabbinischer Gerichtshof hatte deshalb 
dazu aufgefordert, bei den Wahlen für Ne-
tanyahu zu stimmen. 
Aber die Kabbalah begünstigt nicht nur 
messianische Hochstimmungen, sondern 
war auch stets mit Praktiken der schwar-
zen Magie verbunden. Hierzu zählt das 
kabbalistische Verfluchungsritual „Pulsa 
denura" („Feuerschläge"), welches Rabbi 
Avigdor Eskin vor der Türschwelle von 
Yitzhak Rabin vollzogen hatte, der dann 
auch prompt innerhalb der 30-Tage-Frist 
durch Mordanschlag zu Tode kam. 
Das Ritual mit den schwarzen Kerzen 
wird normalerweise in einem dunklen 
Raum und in Anwesenheit von zehn Män-
nern (was dem Quorum im Synagogen-
gottesdienst entspricht) ausgeführt. Es 
geht auf eine talmudische Legende zu-
rück. Der Prophet Elia hatte dem gelehr-
ten Rabbi Chijja (1. Hälfte des 3. Jh.) und 
seinen beiden Söhnen das Geheimnis der 
Ausübung magischer Kräfte mittels des 
Gebets verraten. Dafür wurde er im Him-
mel „mit 60 Feuerschlägen bestraft" 
(Baba Metzia [„Mittlere Pforte"] 85 b). Im 
Mittelalter kam die Vorstellung auf, wo-
nach man sich mit allen Arten magischer 
Künste vertraut machen müsse, „um sich 
zu gürten mit Waffen aus den Zweigen 
des Baumes (der Erkenntnis [H.-J. L.]) -
zum Zwecke der Selbstverteidigung" 
(»Sohar« [Buch vom „Glanz"] 1,36b; zur 
Prügelstrafe in biblischer Zeit siehe Deut 
25, 1 -3 ) . Die „andere Seite", das Böse 
oder Satanische in der Welt könne nur 
mit seinen eigenen Waffen geschlagen 
werden! 
Die „Pulsa denura" hat in Israel Tradition! 
Im Jahre 1959 verfluchten Jerusalems Ul-
tra-Orthodoxe ihren Bürgermeister Ger-
shon Agron wegen der Errichtung eines 

öffentlichen Schwimmbades, in welchem 
eine „hellenistische" Aufweichung der 
Moral gesehen wurde. Agron starb als-
bald. Lediglich im Falle der Verfluchung 
des irakischen Diktators Saddam Hussein 
im Jahre 1991 sollte das Ritual versagen. 
Jüngst kam in Tel Aviv ein Bühnenstück 
heraus, in dem mit Anspielung auf Deri, 
Rabbi Yosef und beider Feindschaft zu 
Rabbi Eliezer Schach (vgl. MD 1994, 
S. 266), dem ehemaligen Mentor von 
Rabbi Yosef, das Ritual der „Pulsa de-
nura" vorgeführt wird (Netty C. Gross, All 
the Rabbi's Men: »Jerusalem Report« vom 
30.5. 1996, S.42f). 

Zum Profil der »Shas«-Wähler 
Für orientalische Juden gilt in gleicher 
Weise, was der Anthropologe Shimon De-
shen von der Universität Tel Aviv über die 
»Shas«-Wähler ausführt, daß sie zwar 
nicht der Torah-Observanz zuzuordnen 
sind, aber „einen tiefen Respekt, eine 
Furcht vor Rabbinern haben. Sie sind 
Menschen, die einen tiefen Glauben an 
Gott, Himmel und einen tiefen Respekt 
vor dem jüdischen Erbe haben, auch 
wenn sie nicht alle religionsgesetzlichen 
Verpflichtungen erfüllen" (»Jerusalem 
Post«, ebd.). Neben dieser lokalreligiösen 
Tradition der Verehrung von heiligen 
Männern - seien es nun lebende oder be-
reits tote - haben sie aus Nordafrika von 
den Muslimen die Vorstellung von dem 
„Baraka"-Transfer mitgebracht, d. h. den 
Glauben an die Übertragung des göttli-
chen Segens und wohltuenden Einflusses 
des Heiligen auf Gegenstände und Per-
sonen. 
Bereits die Berührung des Grabmales des 
Heiligen führt zu einer direkten Verbin-
dung mit diesem - so wie einst der „göttli-
che Rabbi Isaak", gemeint ist Isaak Luria 
(1534-1572), auf den alle gegenwärti-
gen Formen der jüdischen Mystik mehr 
oder minder zurückgehen, in Safed zu 

MATERIALDIENST DER EZW 8/96 237 



den Gräbern der alten Frommen ging, um 
mit diesen zu reden. Bei seinem Besuch 
jüdischer Heiligengräber wurde auch der 
Autor gefragt, ob er nicht den beglücken-
den „Strom" spüre, der bei der Berührung 
des Grabes vom Heiligen herüberfließe. 
Die „lieben Heiligen" mögen „fortgegan-
gen" sein, aber sie sind weiterhin am Le-
ben, um den Menschen in allen Situatio-
nen des Lebens zu helfen. 

Dokumentation 
Ursula Gehentges, Bonn 

Anmerkungen 
1 Einen Versuch der Vermittlung unternimmt der 

Autor in seinem Beitrag über Judentum in dem 
Band: Udo Tworuschka (Hrsg.), Heilige Stätten, 
Darmstadt 1994, 44-69. 

2 Amulette spielen in der jüdischen Religion von An-
fang an eine große Rolle, vgl. z. B. Ludwig Blau, 
Das altjüdische Zauberwesen, Budapest 1898, 
Nachdruck Graz 1974. 

3 Vgl. Zvi Yaron, The Philosophy of Rabbi Kook (Eli-
ner Library), Jerusalem 1991, 273f. 

Konflikte mit Sekten und sektenähnlichen 
Gruppierungen im zivilrechtlichen Bereich 
Konflikte mit weltanschaulichen Extremgruppen werden nicht nur auf der 
Ebene geistiger und sozialer Auseinandersetzung, sondern auch auf juristi-
scher Ebene geführt. Eine Zunahme der Klagefreudigkeit von Seiten sektiere-
rischer Gruppierungen ist zu beobachten, die auch als Versuch zu werten ist, 
kritische Auseinandersetzung abzuwehren und im öffentlichen Prozeß der Mei-
nungsbildung Vorteile zu gewinnen. Bei der Jahrestagung für landeskirchliche 
Beauftragte für Weltanschauungsfragen am 7. Mai 1996 in Meißen hielt die 
Bonner Rechtsanwältin Ursula Gehentges einen Vortrag über juristische Aus-
einandersetzungen mit Sekten und Weltanschauungsgruppierungen. Wir doku-
mentieren ihn hier in Auszügen. 

Kollidierende Rechtsgüter: 
Schutz der Ehre und Meinungs-
freiheit 

Immer wieder haben sich in der Vergan-
genheit der Bundesgerichtshof, aber ins-
besondere auch das Bundesverfassungs-
gericht mit dem Spannungsfeld des Ehren-
schutzes des Betroffenen auf der einen 
und des Rechtes der freien Meinungs-
äußerung des Kritisierenden auf der ande-
ren Seite beschäftigt. Zuletzt hat das Bun-

desverfassungsgericht zu dieser Frage in 
seinem vom Ergebnis her vielleicht be-
kannten Beschluß vom Oktober 1995 
Stellung genommen, als es sich mit der 
Frage zu befassen hatte, inwieweit der 
Ausspruch „Soldaten sind Mörder" durch 
das Recht auf freie Meinungsäußerung 
aus Art. 5 GG gerechtfertigt ist (NJW 
1995, S. 3303 ff). 
Welchen Inhalt hat nun eigentlich dieses 
Grundrecht? Art. 5 GG lautet in seinem 
Absatz 1: „Jeder hat das Recht, seine 
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Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu 
äußern und zu verbreiten und sich aus 
allgemein zugänglichen Quellen unge-
hindert zu unterrichten. Die Pressefrei-
heit und die Freiheit der Berichterstattung 
durch Rundfunk und Film werden ge-
währleistet. Eine Zensur findet nicht 
statt/' In Abs. 3 der Vorschrift ist beson-
ders hervorgehoben, daß Kunst und Wis-
senschaft sowie Forschung und Lehre frei 
sind, die Freiheit der Lehre jedoch nicht 
von der Treue zur Verfassung entbinde. 
Wie jedes Grundrecht wird natürlich 
auch das Recht auf freie Meinungsäuße-
rung nicht schrankenlos gewährt. In 
Abs. 2 des Artikels ist ausdrücklich nor-
miert, daß die dargelegten Rechte ihre 
Schranken in den Vorschriften der allge-
meinen Gesetze, den gesetzlichen Be-
stimmungen zum Schutz der Jugend und 
-expressis verbis - in dem Recht der per-
sönlichen Ehre finden. 
Zur Meinungsfreiheit führt das Bundesver-
fassungsgericht aus: „Meinungen sind im 
Unterschied zu Tatsachenbehauptungen 
durch die subjektive Einstellung des sich 
Äußernden zum Gegenstand der Äuße-
rung gekennzeichnet. Sie enthalten sein 
Urteil über Sachverhalte, Ideen oder Per-
sonen. Auf diese persönliche Stellung-
nahme bezieht sich der Grundrechts-
schutz. Er besteht deswegen unabhängig 
davon, ob die Äußerung rational oder 
emotional, begründet oder grundlos ist 
und ob sie von anderen für nützlich oder 
schädlich, wertvoll oder wertlos gehalten 
wird.' ' Deutlich unterschieden wird also 
zwischen Meinungen und Tatsachenbe-
hauptungen: Nur die Bewertung eines 
Sachverhaltes soll grundsätzlich frei sein, 
da der geistige Meinungskampf als eines 
der Grundelemente einer jeden demokra-
tischen Grundordnung verstanden wird 
und auch verstanden werden muß. 
Wie bereits ausgeführt, ist aber das Recht 
auf freie Meinungsäußerung beschränkt, 

und zwar insbesondere durch die persön-
liche Ehre, die selbst grundrechtlichen 
Schutz genießt: Sie wird aus dem allge-
meinen Persönlichkeitsrecht abgeleitet, 
das sich aus Art. 2 i.V.m. Art. 1 GG er-
gibt. Nun kann allerdings das Recht auf 
freie Meinungsäußerung auch nicht be-
liebig im Interesse der persönlichen Ehre 
eingeschränkt werden. Übermäßige Ein-
engungen der Meinungsfreiheit sind zu 
vermeiden. Es hat also eine Güterabwä-
gung stattzufinden: Danach hat die Mei-
nungsfreiheit jedenfalls dann zurückzutre-
ten, wenn eine Äußerung die Menschen-
würde eines anderen antastet. Dieser 
Grundsatz ist erstmalig im Rahmen der 
nach Art. 5 Abs. 3 geschützten Kunstfrei-
heit entwickelt worden, beansprucht aber 
nach der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichtes auch für die Meinungs-
freiheit Geltung, da „die Menschenwürde 
als Wurzel aller Grundrechte (...) mit kei-
nem Einzelgrundrecht abwägungsfähig" 
sei. 
Das Bundesverfassungsgericht hatte sich 
mit der Fragestellung, wann eine Mei-
nungsäußerung die Menschenwürde an-
tastet, anläßlich eines Rechtsstreites zu 
befassen, in dem es um Karikaturen ging. 
In diesen war ein bayerischer Minister-
präsident als sich sexuell betätigendes 
Schwein dargestellt worden. Der Zeich-
ner, 6er wegen Beleidigung strafrechtlich 
verfolgt und verurteilt worden war, hatte 
sich mit einer Verfassungsbeschwerde an 
das Bundesverfassungsgericht gewandt 
und für sich Art. 5 GG als Rechtfertigung 
reklamiert. In dem seinerzeitigen Be-
schluß, mit dem die Verfassungsbe-
schwerde abgewiesen wurde, heißt es: 
„Selbst wenn man in Rechnung stellt, daß 
für Karikaturen Übertreibungen Struktur-
typisch' sind und Personen, die wie der 
Nebenkläger im öffentlichen Leben ste-
hen, in verstärktem Maße Zielscheibe 
öffentlicher, auch satirischer Kritik sind, 
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überschreiten die Darstellungen bei wei-
tem die Grenze des Zumutbaren.... Dem 
Beschwerdeführer ging es (aber) anders 
als in den üblichen Darstellungen nicht 
nur darum, bestimmte Charakterzüge 
oder die Physiognomie eines Menschen 
durch die Wahl einer Tiergestalt zu kenn-
zeichnen oder zu überspitzen, beabsich-
tigt war offenkundig ein Angriff auf die 
personale Würde des Karikierten. Nicht 
seine menschlichen Züge, seine persön-
lichen Eigenarten sollten dem Betrachter 
durch die gewählte Verfremdung nahe-
gebracht werden. Vielmehr sollte gezeigt 
werden, daß er ausgesprochen „tieri-
sche" Wesenszüge habe und sich entspre-
chend benehme. Gerade die Darstellung 
sexuellen Verhaltens, das beim Men-
schen auch heute noch zum schutzwürdi-
gen Kern seines Intimlebens gehört, sollte 
den Betroffenen als Person entwerten, ihn 
seiner Würde als Mensch entkleiden. Da-
mit mißachtet der Beschwerdeführer ihn 
in einer Weise, die eine Rechtsordnung, 
welche die Würde des Menschen als 
obersten Wert anerkennt, mißbilligen 
muß" (vgl. NJW 1987, 2261 ff). 

Zur Definition von Schmähkritik 

Aber nicht nur Meinungsbekundungen, 
die die Würde eines Menschen nicht ach-
ten, sind durch dieses Grundrecht nicht 
mehr gedeckt. Auch bei Äußerungen, die 
als Schmähkritik eingestuft werden müs-
sen, muß die Meinungsfreiheit regelmä-
ßig hinter den Ehrenschutz zurücktreten. 
Allerdings ist bei der Frage, ob eine Äuße-
rung bereits als Schmähkritik zu definie-
ren ist, äußerst restriktiv vorzugehen. So 
hat sich das Bundesverfassungsgericht 
hierzu wie folgt geäußert: „Art. 5 1.1. GG 
schützt die Meinungsfreiheit sowohl im 
Interesse der Persönlichkeitsentfaltung 
des einzelnen, mit der sie eng verbunden 
ist, als auch im Interesse des demokrati-

schen Prozesses, für den sie konstitutive 
Bedeutung hat. Das Ausmaß des Schut-
zes kann allerdings von dem Zweck der 
Meinungsäußerung abhängen. Beiträge 
zur Auseinandersetzung in einer die 
Öffentlichkeit wesentlich berührenden 
Frage genießen stärkeren Schutz als Äuße-
rungen, die lediglich der Verfolgung priva-
ter Interessen dienen. Bei ersteren spricht 
eine Vermutung zugunsten der freien 
Rede. Insbesondere muß in der öffentli-
chen Auseinandersetzung, zumal im poli-
tischen Meinungskampf, auch Kritik hin-
genommen werden, die in überspitzter 
und polemischer Form geäußert wird, 
weil anderenfalls die Gefahr einer Läh-
mung oder Verengung des Meinungsbil-
dungsprozesses drohte" (vgl. NJW 1991, 
S.95ff). 
Je mehr also die fragliche Äußerung sich 
mit einer Person oder Gruppe oder einer 
Problematik beschäftigt, die generell für 
die Öffentlichkeit interessant ist, um so 
weitgehender wird das Recht auf freie 
Meinungsäußerung gesehen, und der 
Schutz der Ehre des einzelnen muß um so 
stärker weichen. Eine Schmähkritik liegt 
danach erst vor, wenn mit einer Mei-
nungsäußerung der Zweck verfolgt wird, 
eine andere Person in der interessierten 
Öffentlichkeit zu diffamieren, wenn es 
dem sich Äußernden nicht mehr um ein 
sachliches Anliegen, sondern vielmehr in 
erster Linie um die vorsätzliche Kränkung 
Andersdenkender geht. 
Die Abgrenzung ist äußerst schwierig, 
und nach meiner Auffassung neigen die 
mit entsprechenden Rechtsstreitigkeiten 
befaßten Gerichte dazu, aufgrund der 
sehr weitgehenden Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes kaum noch 
eine Äußerung als Schmähkritik einzustu-
fen, ohne im einzelnen wirklich zu prü-
fen, welche Zielrichtung sie verfolgt. 
Doch zurück zu Art. 5 GG und der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerich-
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tes. Auch in seiner neuesten Entschei-
dung bestätigt es, daß „Schmähkritik bei 
Äußerungen in einer die Öffentlichkeit 
wesentlich berührenden Frage nur aus-
nahmsweise vorliegen und im übrigen 
eher auf die sogenannte Privatfehde be-
schränkt bleiben" müsse. Im folgenden 
beschäftigt sich das Bundesverfassungsge-
richt dann allerdings noch sehr sorgfältig 
mit einer - an sich selbstverständlichen -
Prüfung, die aber leider durch die Fach-
gerichte häufig gar nicht oder jedenfalls 
sehr unzureichend durchgeführt wird: 
Voraussetzung jeder zutreffenden rechtli-
chen Würdigung einer Äußerung ist, den 
Sinn der Äußerung zu erfassen. Dabei ist 
stets vom Wortlaut der Äußerung und ih-
rem Kontext auszugehen, um schließlich 
die Begleitumstände, unter denen sie ge-
fallen ist, zu bestimmen und zur Deutung 
mit heranzuziehen. Wird diese Prüfung -
wie so häufig - nicht ordentlich durchge-
führt, dann führt die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes in der Tat 
dazu, fast jede Bekundung noch als durch 
Art. 5 GG gedeckt anzusehen. 

Fazit 

Wer sich zu einem die Öffentlichkeit in-
teressierenden Thema äußert, kann regel-
mäßig darauf vertrauen, daß seine Stel-
lungnahme dem Schutz aus Art. 5 GG un-
terfällt und von den Fachgerichten nicht 
als unzulässige Meinungsäußerung unter-
sagt wird. Auch scharf formulierte Kritik, 
polemische oder überspitzte Äußerungen 
genießen diesen Schutz. Nur dann, wenn 
Kritik darauf angelegt ist, sich nicht mit 
einer Sachfrage zu beschäftigen, sondern 
einen Andersdenkenden zu diffamieren, 
greift der Schutz der Ehre zugunsten des 
Kritisierten ein. Dies gilt selbstverständ-
lich nur für Meinungsäußerungen. Fal-
sche Tatsachenbehauptungen sind nie 
grundgesetzlich geschützt. 

Dieses Ergebnis, das grundsätzlich allen 
Personen, die sich mit Sekten und sekten-
ähnlichen Gruppierungen kritisch ausein-
andersetzen, Mut machen sollte, gilt 
selbstverständlich auch im umgekehrten 
Fall. Die Erfahrung zeigt: Beginnt man, 
sich in der Öffentlichkeit kritisch mit ei-
ner bestimmten Gruppe auseinanderzu-
setzen, kann man regelmäßig nicht nur 
damit rechnen, mit zivilrechtlichen Kla-
gen (manchmal auch Strafanzeigen) über-
zogen zu werden, man muß sich auch 
„ein dickes Fell" anschaffen, da die „Kri-
tik der Kritisierten" nicht lange auf sich 
warten lassen wird und in Form wie In-
halt selten ein akzeptables Niveau er-
reicht. So, wie eventuelle Kritiker gelas-
sen auf zivilrechtliche Inanspruchnahme 
reagieren sollten, würde ich grundsätz-
lich nur in ganz extremen Fällen zu einer 
aktiven Rechtsverteidigung, also dem Er-
heben einer Unterlassungs- oder Wider-
rufsklage raten, auch wenn sich Art und 
Form der Kritik mit Sicherheit von Inhalt 
und Form des „Gegenschlages" deutlich 
unterscheidet. 
Wie bereits ausgeführt, neigen die Ge-
richte dazu, in die feinere Prüfung nicht 
zu sehr einzusteigen, sondern sich auf die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichtes ohne nähere Prüfung zurückzu-
ziehen mit der Folge, daß regelmäßig 
sämtliche zivil rechtlichen Ansprüche ne-
gativ beschieden werden, gleich, wer sie 
geltend macht und welchen wirklichen 
Inhalt die zur Diskussion gestellte Äuße-
rung hat. 

Die einzelnen zivilrechtlichen 
Ansprüche 

Der Widerruf 

Beginnen möchte ich mit dem Widerrufs-
anspruch, auch wenn dieser in der Praxis 
nicht so häufig geltend gemacht wird. Zu 
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einem Widerruf kann man nur angehal-
ten werden, wenn man eine verletzende 
Tatsache behauptet hat. Der Widerruf 
von Werturteilen wäre mit dem Grund-
recht auf freie Meinungsäußerung nicht 
vereinbar und würde zudem gegen Art. 1 
GG (Menschenwürde) verstoßen, wollte 
man eine Person zwingen, eine Meinung 
zu widerrufen, obwohl sie innerlich wei-
ter an ihr festhält. 
Damit stellt ich gleich hier die Frage, 
wann eine Tatsachenbehauptung und 
wann ein Werturteil vorliegt. Die Abgren-
zung ist häufig schwierig, zumal dann, 
wenn Tatsachenbehauptungen und Mei-
nungen miteinander vermischt werden. 
In einem solchen Fall kommt es darauf 
an, ob die jeweilige Äußerung bei den 
Adressaten zugleich die Vorstellung von 
konkreten Vorgängen hervorruft oder ob 
der tatsächliche Gehalt der Äußerung so 
substanzarm ist, daß er gegenüber der 
subjektiven Wertung in den Hintergrund 
tritt. 
Dabei ist durchaus in der Rechtsprechung 
auch der Fachgerichte der Trend erkenn-
bar, die Meinungsäußerung zu privilegie-
ren. Wenn irgend möglich, werden daher 
also Äußerungen als Wertungen definiert 
mit der Folge, daß der Wahrheitsgehalt 
nicht überprüft wird, weil eine Meinung 
nun einmal dem Beweis nicht zugänglich 
ist. 
Kommt das Gericht so im Rahmen der 
Auslegung einer Äußerung zu dem Ergeb-
nis, daß eine Meinungsäußerung und 
nicht eine Tatsachenbehauptung vorliegt, 
scheitert von vornherein der Anspruch 
auf Widerruf. 
Wird im Einzelfall aber einmal eine Tat-
sachenbehauptung als gegeben angese-
hen, hängt die Zulässigkeit des Widerrufs-
anspruches weiter davon ab, daß die Wir-
kung der verletzenden Behauptung fort-
dauert. Wird z. B. lediglich in einem pri-
vaten Brief eine Äußerung getan, die als 

unrichtige Behauptung angenommen 
wird, ist man gleichwohl nicht zum Wi-
derruf verpflichtet, wenn die Angelegen-
heit, auf die sich der Brief bezog, endgül-
tig abgeschlossen ist. Meist aber hat man 
es mit Erklärungen zu tun, die in der 
Öffentlichkeit abgegeben wurden. Hier 
wird regelmäßig ohne weiteres die Fort-
dauer der Wirkung der verletzenden Be-
hauptung angenommen. 
Je nachdem, ob die Unwahrheit einer Be-
hauptung feststeht oder sich lediglich die 
Wahrheit einer Behauptung nicht bewei-
sen läßt, kommt der einfache Widerruf 
ohne irgendwelche Einschränkungen 
oder Zusätze bzw. der beschränkte Wider-
ruf in Betracht. Letzterer verlangt ledig-
lich eine Erklärung dahin gehend, daß 
man seine Behauptung nicht aufrechter-
halten könne. Wurde die verletzende Tat-
sachenbehauptung in gutem Glauben an 
ihre Wahrheit aufgestellt und war dieser 
Irrtum verständlich und entschuldbar, so 
ist man befugt, dem einfachen bzw. be-
schränkten Widerruf den Zusatz hinzuzu-
fügen: „weil sich nachträglich ihre Un-
wahrheit herausgestellt hat" oder „weil 
ich ihre Wahrheit nicht zu beweisen ver-
mag" (sogenannter schonender Wider-
ruf). Ist eine Tatsachenbehauptung nicht 
schlechthin unwahr, aber vielleicht un-
vollständig oder übertrieben oder einsei-
tig oder mißverständlich, so kann man 
verpflichtet werden, eine Art Richtigstel-
lung abzugeben, indem man die bishe-
rige Erklärung abändert - häufig auf Anre-
gung bzw. mit Hilfe des Gerichtes. 
Schließlich kann von demjenigen, der für 
die von einem anderen aufgestellte Be-
hauptung lediglich rechtlich einzustehen 
hat - wie etwa der Verleger einer Zeitung 
für die in einem Artikel geäußerten Tatsa-
chenbehauptungen - , kein eigentlicher 
Widerruf, sondern nur ein „Abrücken" 
von der verletzenden Äußerung verlangt 
werden. 
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Der Unterlassungsanspruch 

Weitreichender ist der Schutz, den der 
Unterlassungsanspruch gewährt, weil mit 
diesem nicht nur unwahre Tatsachenbe-
hauptungen, sondern insbesondere auch 
Werturteile angegriffen werden können, 
sofern sie als Schmähkritik einzuordnen 
sind. (Zur Frage, wann eine Schmähkritik 
vorliegt, s.o. S. 240f. Zusammenfassend 
sei daran erinnert, daß das Recht der 
freien Meinungsäußerung als sehr weitge-
hend betrachtet wird, insbesondere im 
Rahmen von öffentlichen Diskussionen 
über Themen, die von allgemeinem Inter-
esse sind.) 
Einmal unabhängig von der Frage, ob es 
im konkreten Fall um eine Tatsachenbe-
hauptung oder Schmähkritik geht, kommt 
ein Unterlassungsanspruch grundsätzlich 
nur in Betracht, wenn eine Beeinträchti-
gung „zu besorgen" ist. Gemeint ist da-
mit, daß der Angegriffene befürchten 
kann oder darf, der Angreifer werde seine 
Äußerung wiederholen. Eine ordentliche 
Prüfung wird hier von den Gerichten re-
gelmäßig nicht vorgenommen, vielmehr 
scheint man mehr oder weniger davon 
auszugehen, daß das Beharren auf der 
Äußerung ihre Wiederholung indiziere. 
Tatsächlich ist es aber auch wohl so, daß 
in der Regel solche Äußerungen in der 
Öffentlichkeit in einem sachlichen bzw. 
persönlichen Gegensatz, in dem die Par-
teien zueinander stehen, begründet sind. 
Dieser Gegensatz bleibt regelmäßig über 
den Prozeß hinaus bestehen, so daß man 
regelmäßig wohl von einer Wiederho-
lungsgefahr ausgehen kann und darf. 

Schadensersatz und Schmerzensgeld 

Es ist in Rechtsprechung und Literatur 
anerkannt, daß der Angreifer an den An-
gegriffenen ein Schmerzensgeld zu zah-
len hat, wenn er durch seinen Angriff eine 

schwerwiegende Ehrverletzung began-
gen hat. Die Grenzen sind allerdings 
äußerst eng gesetzt: Selbst wenn ein Ge-
richt feststellt, daß die Grenze zur 
Schmähkritik überschritten ist, und nur 
dann kommt ja überhaupt ein Schmer-
zensgeldanspruch in Betracht, muß es 
nicht zwangsläufig auch ein Schmerzens-
geld zubilligen. Vielmehr muß noch eine 
weitere Prüfung ansetzen, wie umfang-
reich und schwerwiegend die Ehrverlet-
zung war, und nur in Extremfällen wird 
ein Schmerzensgeld, das dann eine Art 
Symbolcharakter oder Genugtuungsfunk-
tion hat, zugebilligt. 
Auf Wiedergutmachung eines gegebenen-
falls eingetretenen Schadens ist hingegen 
der Schadensersatzanspruch gerichtet. 
Ziel dieses Anspruches ist es, wenn mög-
lich, den Zustand herzustellen, der vor 
der schadenstiftenden Handlung be-
stand. Wenn auch regelmäßig der An-
spruchsteller Schwierigkeiten haben 
dürfte, die Kausalität zwischen einer un-
wahren Tatsachenbehauptung und/oder 
Schmähkritik und einem angeblich einge-
tretenen Schaden zu beweisen, ist die 
Drohung, man werde Schadensersatzan-
sprüche geltend machen, ein gern bemüh-
tes Mittel, um Kritiker einzuschüchtern. 
Neben der Kausalität hat der Angegrif-
fene aber auch zu beweisen, daß die 
„Tat" schuldhaft begangen wurde, wäh-
rend es für den normalen Unterlassungs-
anspruch ausreicht, darzulegen, daß die 
Tat objektiv rechtswidrig ist, daß es sich 
also um eine falsche Tatsachenbehaup-
tung etc. handelt, gleichgültig, ob der 
sich Äußernde die Unrichtigkeit kannte 
oder kennen mußte. 
Ich halte es für recht unwahrscheinlich, 
daß für Kritiker real die Gefahr besteht, 
zu einem Schadensersatz verurteilt zu 
werden. Bislang habe ich auch noch von 
keinem Fall gehört, in dem tatsächlich in 
einem gerichtlichen Verfahren ein Sekten-
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beauftragter oder sonst eine Person, die 
sich mit Sekten und ähnlichen Gruppen 
beschäftigt, mit einem Schadensersatzan-
spruch überzogen, geschweige denn zur 
Zahlung von Schadensersatz verurteilt 
worden wäre. 

Der Anspruch auf Veröffentlichung 
der Entscheidung 

Kommt es zu einer Verurteilung auf Wi -
derruf oder Unterlassung und wurde die 
zu widerrufende bzw. zu unterlassende 
Äußerung in der Öffentlichkeit abgege-
ben, so kann der Betroffene den An-
spruch auf Veröffentlichung der Entschei-
dung in einer Tageszeitung oder auch 
mehreren Tageszeitungen anmelden. Bei 
der Frage, ob eine Veröffentlichung tat-
sächlich geboten ist, haben Abwägungen 
des Für und Wider stattzufinden: Entbehr-
lich ist eine Veröffentlichung sicherlich, 
wenn die Öffentlichkeit durch die Presse 
bereits hinreichend aufgeklärt ist. Auch 
soll die Veröffentlichung des Urteils kei-
nen größeren Kreis erreichen als die ver-
letzende Äußerung. So bedarf es keiner 
Veröffentlichung in einer Zeitung, wenn 
die Äußerung nur in einem vertraulichen 
Rundschreiben verbreitet wurde. Oder es 
ist die Bekanntgabe in einer Tageszeitung 
nicht gerechtfertigt, wenn eine solche in 
der Fachpresse genügt. Die Kosten einer 
solchen Veröffentlichung sind natürlich 
von dem sich Äußernden zu überneh-
men. 
Der Bundesgerichtshof hat in einer Ent-
scheidung aus dem Jahre 1986 (vgl. NJW 
87, S. 1400ff) im übrigen entschieden, 
daß unter bestimmten Voraussetzungen 
auch im vorgerichtlichen Bereich der An-
spruch auf Veröffentlichung einer straf-
bewehrten Unterlassungsverpflichtungs-
erklärung bestehen kann. Hierzu hat der 
BGH ausgeführt: „Kommt es nicht zu ei-
ner Verurteilung, weil der Verletzer eine 

strafbewehrte Unterlassungserklärung ab-
gegeben hat, kann dem Verletzten die Be-
fugnis eingeräumt werden, die Unterwer-
fungserklärung veröffentlichen zu lassen; 
denn die Bekanntmachungsbefugnis setzt 
nicht eine Verurteilung des Verletzers zur 
Unterlassung voraus, sondern beruht auf 
seiner Verpflichtung, die rechtswidrig ver-
ursachte Störung zu beseitigen und gege-
benenfalls einen schuldhaft herbeigeführ-
ten Schaden des Verletzten auszuglei-
chen." 

Der Anspruch auf Abdruck einer 
Gegendarstellung 

Handelt es sich um Äußerungen in der 
Presse, dem Rundfunk oder dem Fernse-
hen, so kann der Angegriffene unter be-
stimmten Voraussetzungen einen An-
spruch auf Veröffentlichung einer Gegen-
darstellung anmelden. Es sind einige 
Formalien zu beachten: So ist der 
Anspruch schriftlich geltend zu machen 
und vom Betroffenen selbst zu unterzeich-
nen. Auch ist er alsbald geltend zu ma-
chen, die Landespressegesetze formulie-
ren dies regelmäßig mit der Formulierung 
„ohne schuldhaftes Zögern" oder „unver-
züglich". Manche Pressegesetze sehen 
eine Ausschlußfrist von drei Monaten 
nach Veröffentlichung der beanstandeten 
Nachricht vor. Ein berechtigtes Interesse 
ist nachzuweisen, die Veröffentlichung 
einer Gegendarstellung wegen Belang-
losigkeiten kann nicht verlangt werden. 
Eine Pflicht zur Veröffentlichung einer Ge-
gendarstellung besteht nur, wenn ihr Um-
fang angemessen ist, also nicht größer ist 
als der beanstandete Text selbst. Im übri-
gen ist der Anspruch nur gegen Tatsachen-
behauptungen gegeben; eine Gegendar-
stellung in bezug auf eine Meinungsäuße-
rung kommt also nicht in Betracht. Unzu-
lässig ist eine Gegendarstellung ferner, 
wenn sie einen strafbaren Inhalt hat. 
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Prozessuales 

Die Ansprüche auf Widerruf und Unter-
lassung können selbstverständlich nicht 
nur auf dem Wege der Klage, sondern 
auch durch eine sogenannte einstweilige 
Verfügung geltend gemacht werden. Inso-
weit handelt es sich um ein nach der ZPO 
vorgesehenes beschleunigtes Verfahren, 
das dem Angegriffenen schnellen Rechts-
schutz bieten soll. Ich habe allerdings die 
Erfahrung gemacht, daß die Gerichte häu-
fig die Möglichkeit des einstweiligen Ver-
fügungsverfahrens zu extensiv gewähren: 
Obwohl der zeitliche Bezug fehlt, weil 
die Äußerungen teilweise Wochen zu-
rückliegen und/oder erkennbar einmalig 
sind oder aber auch von ihrem Umfang 
her ein solches Verfahren sprengen, wer-
den - und dann auch noch ohne mündli-
che Verhandlung, d. h. ohne Anhörung 
des Gegners - einstweilige Verfügungen 
zunächst einmal erlassen. Auch wenn 
man natürlich die Möglichkeit hat, gegen 
die so erlassene einstweilige Verfügung 
Widerspruch einzulegen und in dem dar-
auffolgenden Verfahren womöglich die 
einstweilige Verfügung vollständig aufge-
hoben wird, ist sie doch zunächst einmal 
„in der Welt", und derjenige, der sie bean-
tragt und erhalten hat, kann mit ihr „hau-
sieren" gehen. Sind die Antragsteller den 
Gerichten allerdings aus mehreren Ver-
fahren bereits hinlänglich bekannt, so ist 
ebenso meine Erfahrung, daß die Ge-
richte gerade nicht mehr ohne mündliche 
Verhandlung eine einstweilige Verfügung 
erlassen, sondern zunächst einmal der 
Gegenseite die Gelegenheit geben, sich 
zu den angemeldeten Vorwürfen zu äu-
ßern. Eine solche Vorgehensweise hat na-
türlich den Vorteil, daß zumindest sum-
marisch geprüft werden kann, ob an den 
Vorwürfen „etwas dran" ist oder nicht. Da 
jedoch im Äußerungsrecht der soge-
nannte fliegende Gerichtsstand gilt - es 

kann praktisch jedes Gericht angerufen 
werden, weil die Äußerung z. B. in einer 
Zeitung steht, die überall käuflich zu er-
werben ist - , können sich die Gruppen 
ein Gericht aussuchen, das die Hinter-
gründe der Auseinandersetzung nicht so 
gut kennt und daher eher geneigt ist, 
ohne Anhörung der Gegenseite eine einst-
weilige Verfügung zu erlassen. 
Dann beginnt der schon aufgezeigte müh-
same Weg über den Widerspruch, wobei 
sich regelmäßig noch ein Hauptsachever-
fahren anschließt. Natürlich hat dies 
auch kostenmäßig Konsequenzen, da je-
des Verfahren gesondert abzurechnen ist 
und bei den nicht unerheblichen Streit-
werten auf den Kritiker zunächst einmal 
in einem nicht unerheblichen Umfang 
Prozeßkosten zukommen können. Selbst 
wenn er letztlich in dem abschließenden 
Hauptsacheverfahren in letzter Instanz 
obsiegt und dann endlich einen durch-
setzbaren Kostenerstattungsanspruch hat, 
vergehen häufig Jahre. Kritiker ohne finan-
ziellen Hintergrund bzw. die Rückendek-
kung einer Dienststelle können sich da-
her die Aufnahme von solchen Prozessen 
nicht oder nur unter erschwerten Bedin-
gungen leisten. Dies kann dazu führen, 
daß gerichtlich Äußerungen untersagt 
werden, die eigentlich gar nicht untersa-
gungsfähig wären. 

Zusammenfassung 
Das grundgesetzlich verankerte Recht auf 
freie Meinungsäußerung garantiert im we-
sentlichen eine umfassende Kritikmög-
lichkeit an Sekten und sektenähnlichen 
Gruppierungen. Alle Personen, die in die-
sem Bereich tätig sind, sollten nicht zu 
schnell „die Flinte ins Korn werfen" und 
sich dem Unterlassungsbegehren dieser 
Gruppen beugen oder gar dazu überge-
hen, künftig Kritik zu unterlassen. Natür-
lich wird mit Hilfe gerichtlicher Verfah-
ren versucht, Kritikern einen „Maulkorb" 
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umzuhängen, doch nach unserer Recht-
sprechung ist dies regelmäßig ein untaug-
licher Versuch. 
Man darf aber auch selbst nicht zu emp-
findlich reagieren, wenn Gruppen die 
öffentliche Auseinandersetzung ihrerseits 
aufnehmen und ihre Kritiker harsch an-
greifen. Man sollte auch darauf ver-
trauen, daß eine zu polemische Sprache 
in der Öffentlichkeit eher auf die Sekten 
und sektenähnlichen Gruppierungen zu-
rückfällt und der Leser regelmäßig die 
„Pamphlete" richtig einzuordnen weiß. 

Informationen 
GESELLSCHAFT 

„Ich will glauben!" - Eine TV-Serie 
und ihre Folgen. Ein bekannter Science-
fiction-Autor kündigt an, demnächst von 
Außerirdischen zu einer Reise zu den Ster-
nen abgeholt zu werden. Kurz darauf ver-
schwindet er spurlos. Ein gelungener PR-
Gag? Ein eiskaltes Verbrechen? Oder tat-
sächlich eine unheimliche Begegnung 
der vierten Art? 
Jedenfalls gibt dieses Szenario der „Tat-
ort"-Kommissarin Ulrike Folkerts reich-
lich Gelegenheit, die Zuschauer des ange-
staubten ARD-Dauerläufers tief in die 
skurrile Welt der Ufo-Szene zu entführen. 
Die Esoterik-Marktschreierin Nina Hagen 
spielt als schrille „Ufo-Forscherin" in dem 
gerade abgedrehten Streifen quasi sich 
selbst. Dietmar Schönherr, der eigentlich 
schon vor 30 Jahren mit der „Raumpa-
trouille Orion" den Umgang mit „Frogs" 
und anderem Gesindel aus fremden Wel-
ten gelernt haben müßte, mimt den ver-
schwundenen SF-Schreiberling. 
Mit der „Tatort"-Folge „Tod im Al l " , die 
Anfang 1997 ausgestrahlt werden soll, 
scheint die ARD erneut beweisen zu wol-
len, was ein TV-Kritiker schon angesichts 

der Pseudo-Dokumentation „Von Ufos 
entführt?" im Januar diesen Jahres arg-
wöhnte: „ARD steht für Außerirdische". 
Auch die Tatsache, daß ein ausgesproche-
ner Krimi-Klassiker des deutschen Fernse-
hens zu einer Art Mysterien-Serie mutiert, 
ist kaum zufällig: Im Mai stolperte Man-
fred Krug als „Kommissar Stoever" sicht-
lich beeindruckt durch die unheimlichen 
Kulissen eines Voodoo-Tempels in Ham-
burg, um den Mord an einem Schwarzafri-
kaner aufzuklären. Titel dieser „Tatort"-
Folge: „Fetischzauber". 
Vorbild für derartige TV-Geisterstunden 
im Krimi-Format ist die US-Kult-Serie 
„Akte X", in der zwei FBI-Agenten Fälle 
jenseits des rational Erklärbaren lösen. 
Bis zu fünf Millionen Zuschauer sehen 
nach Angaben des Münchener Kommerz-
senders Pro Sieben regelmäßig die recht 
eigenartige Mischung aus Science-fiction-
und Horrorelementen, esoterisch-spiritu-
ellen Phantasmagorien und halbwissen-
schaftlichen Exkursen. Nach einer Som-
merpause geht im Herbst die zweite Staf-
fel mit dem ungewöhnlichen Ermittler-
Duo Fox „Spooky" Mulder {David Du-
chovny) und Dana Scully (Gillian Ander-
son) über den Sender - eine Serie für 
Leute, die „nicht auf Lösungen warten, 
Gefallen an mythischem Geraune finden, 
von außerirdischem Leben träumen und 
schon immer gewußt haben, daß geheim-
dienstliche Aktivitäten nur die Kehrseite 
staatlicher Verbrechen sind", urteilt der 
»film-dienst«. 
Tatsächlich sind Mulder/Scully keine 
strahlenden Sunny-Boys wie der „Geister-
jäger John Sinclair" aus der gleichnami-
gen Heftroman-Reihe oder die lärmen-
den Leinwand-„Ghostbusters", die laser-
pistolenbewehrt und immer mit einem 
coolen Spruch auf den Lippen schleimi-
gen Spuk-Gestalten den Garaus machten. 
Die „X-Files", die „geheimen Akten des 
FBI" mit unheimlichen Fällen um Ufos 
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und Außerirdische, Killer-Mutanten, den-
kende Computer, bösartige Klone oder Se-
rienmörder mit übersinnlichen Fähigkei-
ten, werden von zwei eher tragischen Hel-
den bearbeitet: Fox Mulder ist davon über-
zeugt, daß seine Schwester im Alter von 
zwölf Jahren von Ufos entführt worden ist 
und sucht melancholisch-verbissen nach 
der „Wahrheit". Seine Partnerin Dana 
Scully, die ihm eigentlich als skeptische 
Aufpasserin zugeteilt wurde, wird zuneh-
mend in eine völlig undurchsichtige und 
verrätselte Welt hineingezogen. Die mei-
sten Folgen enden offen, der Nebel lichtet 
sich gewollt nur wenig. 
Ähnlich wie die düstere US-Esoterik-Kri-
mireihe „Twin Peaks" oder der sperrig-
aberwitzige dänische Fünfteiler „The 
Kingdom - Das Hospital der Geister" 
(eine Art „Schwarzwaldklinik" für Spiriti-
sten und Voodoo-Hexer) reflektiert „Akte 
X" bis ins Detail gekonnt das diffuse Un-
behagen vieler Zeitgenossen angesichts 
einer hochtechnisierten und äußerst kom-
plexen Gesellschaft, die von undurchsich-
tigen Verschwörungen in Politik, Verwal-
tung und Wissenschaft fortwährend ma-
nipuliert zu werden scheint. Im Herbst 
starten bei RTL und Pro Sieben drei wei-
tere US-Serien, die das Thema „Science 
fiction plus Verschwörungstheorie" wei-
ter variieren, nämlich „Strange Luck", 
„American Gothic" und „Nowhere 
Man". 
Gemessen an der metaphorischen Para-
noia, die die Mysterien-Serie ausstrahlt, 
nehmen sich die Adaptions-Versuche der 
deutschen „Tatorf'-Macher eher unfrei-
wil l ig komisch aus. Jedenfalls noch. 
Denn im Mutterland der „X-Akten", den 
USA, zeitigt der sensationelle Erfolg der 
beiden „FBI-Agenten im Grenzbereich 
der Wissenschaft" gespenstische Folgen. 
Nach Angaben des Los Angeles-Korre-
spondenten der Programmzeitschrift 
»Gong« gibt es in Amerika mittlerweile 

fünf Magazinsendungen, die sich nach 
dem Vorbild von „Akte X" mit paranorma-
len Themen befassen. Zur besten Sende-
zeit sieht man kleine mexikanische 
„Wolfskinder", die am ganzen Körper be-
haart sind, oder Menschen, auf deren 
Bauch plötzlich blutende Schnitte hervor-
treten. Und angeblich glauben 80 Pro-
zent der „X-Philes" (so nennen sich die 
Fans von „Akte X"), daß sich tatsächlich al-
les so zugetragen hat, wie es im Fernse-
hen gezeigt wird. 
In Deutschland könnten wir durchaus 
ähnliches erleben: Seit die Special-
Interest-Programmzeitschrift »TeleVision« 
die Leser dazu aufrief, ihre „wahren X-Ak-
ten zu öffnen", trudeln Woche für Woche 
rund 20 Berichte ein. Einige davon kann 
man im ersten „Akte X"-Sonderband von 
»TeleVision« nachlesen. Da erzählt zum 
Beispiel Mareike Heyden aus Nienhagen 
von einem geisterhaften Ritter, der ihr bei 
einer Flugschau in der Nähe des sagenum-
wobenen „Stonehenge" in England das 
Leben gerettet habe. Ein „Alien aus der 
Tiefe" soll Heike Riegler aus Elster in ei-
nem Badesee erschreckt haben, während 
Michaela Heibeck aus Wilhelmshaven 
mit ihrem Auto einen „Phantomtramper" 
mitnahm. Der Schwerpunkt der subjekti-
ven Erlebnisse scheint jedoch bei Ufo-Be-
gegnungen zu liegen (was sich unter an-
derem das „Deutsche Ufo-Netzwerk" zu-
nutze macht, das in Kleinanzeigen um 
Mitglieder wirbt). »TeleVision«-Chefre-
dakteur Manfred Knorr räumt ein, daß ein 
Teil der Geschichten offenkundig geflun-
kert ist. Aber: „Diese Themen stecken of-
fenbar in vielen Menschen drin, und sie 
sind froh, wenn sie sich diesbezüglich ein-
mal ausdrücken können." 
Dazu paßt denn auch bestens das Motto 
von „X-Akten"-Agent Fox Mulder. Von 
einem Plakat in seinem Büro prangt der 
Schriftzug: „ICH WILL GLAUBEN!" 

Bernd Härder, Augsburg 
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Buchbesprechungen 
Otto Bischofberger, »Feiern des Le-
bens. Die Feste in den Religionen«, 
Paulusverlag, Frei bürg (Schweiz) 1994, 
215 Seiten, 38-DM. 
Dem englischen Werk »Festivals in World 
Religions« (London 1986) wird hier erst-
malig ein - wenn auch erheblich kürze-
res - deutsches Pendant zur Seite gestellt. 
In einem handlichen und gut lesbaren 
Überblickswerk informiert der Luzerner 
Religionswissenschaftler über die wichtig-
sten Feste der Weltreligionen mit dem 
Blick auf das Zusammenleben im sich zu-
nehmend multireligiös gestaltenden West-
europa. Nirgendwo intensivieren sich 
Kontaktzonen zwischen den in einer Kom-
mune miteinander lebenden Vertretern 
verschiedener Kulturregionen und Reli-
gionen so sehr wie im Feiern der jeweili-
gen Feste, und so ist für tolerantes Aufein-
anderzugehen und gegenseitige Integra-
tion solide Information unentbehrlich. 
Das gleiche jedoch träfe auch auf die, 
was ihren Hintergrund betrifft, immer 
mehr in Vergessenheit geratenden christli-
chen Feste zu, die zumeist nur noch dank-
bar als „Feiertage" im Kalender registriert 
werden, so daß die Entscheidung Bischof-
bergers, sich im Kapitel zum Christentum 
kurz zu fassen und nur die ohnehin be-
kanntesten Feste zu behandeln, zu be-
dauern ist. Den Einführungen in die wich-
tigsten Feste im Hinduismus, Buddhis-
mus, Sikhismus, Judentum (aus der Feder 
von Irene Richheimer), Islam und Chri-
stentum geht eine allgemeine Hinführung 
zur „religionsgeschichtlichen Bedeutung 
des Festes" voraus, die knapp und kompe-
tent die wissenschaftliche Diskussion zu-
sammenfaßt. Es wird daran erinnert, daß 
„holiday" von „holy day" stammt und „fe-
riae" bei den Römern die Tage waren, 
„die um der Götter willen eingerichtet wa-

ren" (12). Nicht so glücklich ist der Ver-
weis auf das japanische Wortpaar „hare-
ke" (11), das weitgehend außer Gebrauch 
ist. Feste stabilisieren zum einen durch 
ihre Ventilfunktion die Ordnung, aus der 
sie temporär ausbrechen lassen, zum an-
deren beziehen sie aber auch ihre Dyna-
mik aus der „Auflösung und Neugestal-
tung der Ordnung" (16f). 
Wünschenswert (etwa für eine zweite Auf-
lage) wäre ein Register Bedauerlich, aber 
neuerdings ja sehr üblich, ist die lästige 
Abschiebung der Anmerkungen an den 
Schluß des Buchs, die ein ständiges Hin-
und Herblättern erforderlich macht. Den-
noch: Mit seiner Konzentration auf die 
zentralen Feste der in Europa präsenten 
Weltreligionen liegt hier ein schönes, ver-
ständlich geschriebenes Werk vor, das in 
die Hände all derer gehört, die an einem 
gelungenen nicht nur multi-, sondern 
auch interreligiösen Zusammenleben in-
teressiert sind. 

de 

»Ethik ohne Religion?« Beiheft zur Ber-
liner Theologischen Zeitschrift, Berlin 
1996, 160 Seiten, 28- DM. 
Der Sammelband mit Beiträgen von Ot-
fried Hoffe, John Milbank, Karl Ernst Nip-
kow und Wolfhart Pannenberg sowie 
Dietrich Benner, Volker Gerhard, Wolf-
gang Huber, Fritz Oser, Steffen Reiche 
und Richard Schröder dokumentiert ein 
Symposium der Humboldt-Universität 
vom Sommer 1995. Die grundsätzliche 
Frage, ob es Ethik ohne Religion geben 
kann oder geben soll, erhält in den Bei-
trägen der Tagung und der wiederge-
gebenen Podiumsdiskussionen durch den 
LER-Streit seine aktuelle Zuspitzung. So 
informiert der Band lebendig über eine 
philosophische Grundfrage wie über eine 
aktuelle bildungs- und kirchenpolitische 
Auseinandersetzung. 
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CS J Evangelische Kirche in Deutschland 

In der Evangelischen Zentralstelle für Weltanschauungsfragen (EZW) in Berlin 
ist zum 1. März 1997 die Stelle 

einer wissenschaftlichen Referentin / 
eines wissenschaftlichen Referenten 
für die Aufgabengebiete: 
- religiöse und ethische Fragen in der Psychoszene 
- weltbildhafte Aspekte im Zusammenhang mit Naturwissenschaft und 

Technik 
zu besetzen. 
Die EZW ist eine Einrichtung der Evangelischen Kirche in Deutschland. Sie 
hat den Auftrag, sich in kirchlicher Verantwortung mit religiösen und weltan-
schaulichen Zeitströmungen auseinanderzusetzen. 
Vorausgesetzt wird ein Studium mit Promotion oder anderer Zusatzqualifika-
tion in evangelischer Theologie oder Naturwissenschaft oder Psychologie 
und die Mitgliedschaft in der evangelischen Kirche. 
Die vielseitige Tätigkeit schließt publizistische Arbeit, Vorträge und Beratung 
ein. 
Die Besoldung erfolgt nach Besoldungsgruppe A 13 / A 14 bzw. Vergütungs-
gruppe IIa/1 bBAT. 
Über die Bewerbung von Frauen freuen wir uns besonders. 
Die Berufung auf die Stelle erfolgt durch den Rat der EKD auf Vorschlag des 
Kuratoriums der EZW. 
Auskünfte erteilt der Leiter der EZW, Dr. Michael Nüchtern, Telefon (0 30) 
2 83 95-1 90. 
Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen erbitten wir bis vier Wochen 
nach Erscheinen dieser Anzeige an die 

Evangelische Kirche in Deutschland - Kirchenamt -
Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover 




